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Fortsetzung auf Seite 2

Es gibt viele Möglichkeiten, auf Krisen jegli-
cher Art zu reagieren. So kämpfen die schul-
dengeplagten Nationen derzeit gegen ihre 
wirtschaftlichen Probleme mit Sparpakten, 
Deregulierung und Privatisierung. Die staatli-
chen Unternehmen für die Grundversorgung 
in den Bereichen Verkehr, Energie, Bildung 
und Gesundheit werden wie das Tafelsilber 
in der Not nach Diktat der Gläubiger verscha-
chert. Renten werden gekürzt und öffentli-
che Arbeitsplätze zu Tausenden gestrichen. 
Volkswirtschaften werden geplündert, ob in 
Griechenland oder anderswo. Die propagierte 
Rettung des Euros steht über der Sicherstel-
lung einer geordneten Funktionsfähigkeit der 
geplagten Volkswirtschaften. Der ungebrem-
ste Wettbewerb kennt eben keine Nachsicht: 
Wer nicht wettbewerbsfähig ist, hat sein Exi-
stenzrecht verspielt. Im sogenannten «Freien 
Markt» setzen die Mächtigen – Global player 
– die Grenzen nach ihrem Gutdünken. Sie 
entmündigen den Nationalstaat, negieren die 
Rechtsstaatlichkeit und rauben den Völkern 
das Recht auf Selbstbestimmung und damit 
deren Freiheit. Die verschuldeten Staaten, die 
über keinen Freibrief zum Schulden-Machen 
verfügen (wie die USA), werden in Beugehaft 
genommen. Und zwar so lange, bis sie sich 
uneingeschränkt in den Dienst des Gross
kapitals stellen und die legitimen Interessen 
der eigenen Bevölkerung verraten. Oder aber 
die Bürger ergreifen die Initiative und fordern 
von ihren Regierungen eine Volkswirtschaft, 
die den Interessen aller Bürger und damit den 
Staatsinteressen gerecht wird. 

«Für eine Wirtschaft zum Nutzen aller»

Die Zeit ist reif. Mit der Lancierung der eid-
genössischen Volksinitiative «Für eine Wirt-
schaft zum Nutzen aller» wird das Schwei-
zervolk eingeladen, über die Ziele und Art 
des Wirtschaftens eine grundlegende Diskus-
sion zu führen. In dieser direktdemokratischen 
Klärung betreffend die Zukunft unseres Lan-
des geht es um die Wirtschaftsordnung und 

Fairness im nationalen und internationalen 
Wettbewerb. Mit eingeschlossen ist die Forde-
rung nach einer sorgfältigen Nutzung der na-
türlichen Ressourcen. Eine gezielte Einfluss-
nahme auf das Wirtschaftsgeschehen durch 
den Staat soll dazu beitragen, den Machtmiss-
brauch marktmächtiger Unternehmen, unlau-
tere und ruinöse Wettbewerbsformen und die 
ausufernde Verschleisswirtschaft einzudäm-
men. Auch soll geschützt werden, was schüt-
zenswert ist. Es wird eine Frage des politi-
schen Willens sein, inwieweit der sogenannte 
«freie Markt» durch subtile, auf die Interessen 
des Landes und der Bevölkerung abgestimmte 
Lenkungsmassnahmen ergänzt wird. 

Es ist ein parteienübergreifender Kon-
sens zu finden, um die Fehlentwicklungen, 
die sich im gesellschafts-, staatspolitischen, 
strukturellen, sozialen und wirtschaftlichen 
Umfeld eingeschlichen haben, auszumer-
zen. Ein Zusammenrücken – oder ein fried-
liches Zusammenleben – wäre eine günstige 
Grundlage, die erlaubt, die eingehandelten 
Souveränitätsverluste und die Handlungsfä-
higkeit auf die nationale Ebene zurückzuho-
len. Die Frage, wem soll die Wirtschaft die-
nen, dem Kapital oder dem Menschen, wird 
durch die Initiative zwingend gestellt. Aller-
dings führt diese Fragestellung über eine iso-
lierte Betrachtung des Wirtschaftens hinaus. 
Einer Stellungnahme zur Zulässigkeit frem-
der Einmischung in innere Angelegenheiten, 
zur Bedeutung des inneren Zusammenhaltes, 
zur Einordnung der Wirtschaft in unsere Ge-
sellschaft und zum Recht auf Selbstbestim-
mung können wir nicht ausweichen. 

Initiative ist notwendig, weil sich die  
propagierte Freiheit als Sackgasse erweist

Deregulierte Märkte sind grenzenlos. Die 
versprochenen Freiheiten offenbaren sich als 
Sackgasse. Der aufgelöste Grenzschutz öff-
net das Tor für eine wuchtige Dampfwalze, 
die rücksichtslos staatspolitische, kulturelle, 
ideelle Werte wie auch historisch gewachsene 

Strukturen zermalmt und den Nationalstaat 
am Lebensnerv trifft. Je länger, je mehr ent-
puppt sich das durch neokonservative Kreise 
propagierte und durchgesetzte Diktat des 
freien Marktes als Trojaner. Es ist ein Angriff 
auf die abendländische Kultur, die systema-
tisch aufgelöst werden soll. Das dadurch ge-
schaffene Vakuum soll durch Gleichschal-
tung und Nivellierung auf tiefem Niveau ganz 
nach dem Gusto des Imperiums ausgefüllt 
werden. Damit keiner dieser Gleichschaltung 
entrinnen kann, werden alle Staaten in Sip-
penhaft genommen (Europa) oder widerspen-
stige Staaten erpresst (Schweiz). 

Das von der EZB und vom FED insze-
nierte Täuschungsmanöver bezüglich der 
Rettung der Schuldenländer durch die unbe-
schränkte Produktion von Papiergeld dient al-
lein dem kapitalistischen System. Dabei wäre 
eine ehrliche Staatsführung und Wirtschafts-
politik, die dem Allgemeinwohl der Völker 
dient, keine Utopie. Man müsste einfach die 
Macht der Hochfinanz brechen. Noch sind 
die finanziellen, politischen und rechtlichen 
Grundlagen vorhanden. Die Staaten müssten 
sich aus der Sackgasse loslösen und ihre Frei-
heiten wieder zurückholen. Im Grunde ge-
nommen geht es um die konsequente Umset-
zung des Verfassungsauftrages der einzelnen 
Nationen – ohne Einmischung von aussen.

Die Schweiz stört

Die Schweiz stört die Vernebelungs- und 
Konzentrationsstrategie der Macht, weil 
sie einen anderen Weg aufzeigt. Durch die 
Einführung der Schuldenbremse, einer bis 
anhin umsichtigen Wirtschafts- und Finanz-
politik sowie der Leistungsfähigkeit ihrer 
Volkswirtschaft, gelang es der Schweiz, den 
Staatshaushalt auf allen drei Ebenen (Bund, 
Kantone und Gemeinden) noch weitgehend 
im Gleichgewicht zu halten. Dies weckt Neid 
und Gelüste ausserhalb unserer Landesgren-
zen und mündet in ein gefährliches Machtge-
habe ausländischer Regierungsvertreter.

So haben die Angriffe aus Deutschland ein 
Ausmass an Unverfrorenheit und Respektlo-
sigkeit angenommen, die eine unmissver-
ständliche Rückweisung dringend notwendig 
machen. Auch Brüssel, Paris und Washing-
ton wollen die Schweiz mit ihren vielfälti-
gen Standortvorteilen zermürben. Ein Pro-
zess, dem sich unser Bundesrat, aber auch 
unser Parlament energischer entgegen stellen 
sollten. Statt dessen hofieren noch zu viele 
Volksvertreter aus der Schweiz in internatio-
nalen Gremien und in den Hauptstädten, um 
sich weiter in den Dienst des globalen Ka-
pitals zu stellen, und selbst die Vermarktung 
unserer Standortvorteile zu Dumpingangebo-
ten beim globalen Nivellierungspakt ist kein 
Tabu mehr. Neben Sachwerten und geisti-
gem Eigentum wird sogar die Zukunft unse-
rer Kinder dem Moloch «Globalisierung und 
Nivellierung» geopfert.

Ein starkes Signal setzen und  
gewachsene Strukturen schützen

Die über Generationen gewachsenen Struk-
turen innerhalb unserer Volkswirtschaft ver-
fügen noch über eine beachtenswerte Wider-
standskraft. Gleich dem Schutzwald in den 
Bergen sind sie stark verwurzelt und vernetzt. 
Die Widerstandskraft gründet in der politi-
schen Reife des Volkes, den gewachsenen 
Strukturen, der Bildung, im sozialen Frieden 
und in unserer Tradition. Zuverlässigkeit, In-
novationskraft, Qualität und sorgfältiger Um-
gang mit den vorhandenen natürlichen Res-
sourcen haben ihre Wurzeln in einer sozial 
verträglichen Wirtschaftsstruktur, auf der die 
Wettbewerbsfähigkeit und eine weitgehende 
Sicherheit der Arbeitsplätze basieren. 

Im Zusammenhang von internationalen 
Abkommen, WTO, IWF und den bilatera-
len Verträgen mit der EU und andern Frei-
handelsabkommen, wurden weitgehende 
Eingriffe in die bewährten Strukturen ein-
gehandelt, mit gravierenden Folgen für die 
Unabhängigkeit und damit das Selbstbe-
stimmungsrecht des Nationalstaates und die 
Versorgungssicherheit. Die Freihandelsab-
kommen sind eine Zeiterscheinung, die pri-
mär einer globalen Neuordnung der Produk-
tionsstandorte dient. Die Zuordnung erfolgt 
nach dem Prinzip der tiefsten Produktions-
kosten, der Grössenvorteile und dem absolut 
höchsten Gewinnpotential. 

Da die Produktionskosten in der Schweiz 
relativ hoch sind, wird der Werkplatz Schweiz 
in Billiglohnländer verlagert. Zielvorgabe ist 
die Maximierung der Renditen auf globa-
ler Ebene. Was für die Schweiz bleibt, wis-
sen wir noch nicht genau. Wenig rentable 
Produktionen wie landwirtschaftliche Güter 
werden durch diesen Optimierungsprozess 
auf jeden Fall ausgelagert, nach China oder 
Indien – ohne Rücksicht auf Qualität, Ge-
sundheitsrisiken, Tierwohl und Umwelt-
vergiftung. Aber auch die im internationa-
len Wettbewerb hervorragend positionierten 
Banken und Versicherungen stehen vor einer 
unsicheren Zukunft, wird doch der Finanz-
platz Schweiz mit recht unkonventionellen, 
wenn nicht sogar kriminellen Mitteln an-
gegriffen. Vielleicht sollen wir eine Wohl-
fühloase für die Reichen werden, wie dies 
die im Bau befindlichen Wellness-Reservate, 
finanziert durch ausländische Milliardäre, 
oder die Forcierung der Naturpärke befürch-
ten lassen? Oder werden wir in Zukunft eine 
flächendeckende Urbanisierung der Schweiz 
«Greater Area Switzerland» erleben?

100 000  Unterschriften unter die Volks-
initiative «Für eine Wirtschaft zum Nutzen 

«Für eine Wirtschaft zum Nutzen aller» 
von Reinhard Koradi

«Ich träume von der ersten Firma, die sie vor die Türe stellt» –  
US-Inspektoren für die Schweiz

von Helmut Hubacher

Stellen Sie sich folgendes vor: Die deut-
sche Regierung möchte mit eigenen Kon-
trolleuren erfahren, wie bei uns Produkte 
hergestellt werden. Das würde mit heller 
Empörung abgelehnt.

Aus Berlin ist natürlich kein solches Be-
gehren eingetroffen. Wohl jedoch aus 
Washington. Was noch mehr befremdet: 
Es ist bewilligt worden. In den nächsten 
Wochen werden amerikanische Aufpas-
ser wieder Käsereien und Schoggifabri-
ken inspizieren, lese ich in der «Handels-
zeitung» vom 6.9.2012. «Weshalb will die 
US-Lebensmittelbehörde wissen, nach 
welchen Rezepten zum Beispiel Schwei-
zer Schokolade hergestellt wird?»

Auf welches Recht berufen sich die US-
Behörden? Mit Recht hat das nichts zu tun. 
Das ist reine Machtpolitik. Wirtschafts
imperialismus halt. Der amerikanische 
Markt entspricht einem Fünftel des Welt-
marktes. «Kein internationales Unterneh-
men kann es sich leisten, die USA zu igno-
rieren. Schweizer Unternehmen schon gar 
nicht», so die «Handelszeitung». «Zähne-
knirschend unterwerfen sich deshalb Ban-
ken, Pharmafirmen, Revisionsgesellschaf-
ten und Lebensmittelunternehmen dem 
exterritorialen Überwachungsregime der 
USA.» Die Doktrin der US-Administration 

ist, amerikanische Gesetze, Verordnungen 
und Normen seien auch für andere Staa-
ten verpflichtend. US-Recht sozusagen 
als globale Pflicht. Offenbar unterwerfen 
sich diesem Regime auch grössere Staaten 
als nur die kleine Schweiz.

Seit dem «Banken-Krieg» mit den USA 
wissen wir, dass bei den Steuern nach 
dem gleichen Prinzip verfahren wird. 
Washington kassiert sie nicht nur im ei-
genen Land. Wo immer Amerikaner ar-
beiten und leben auf dieser Welt, sol-
len sie an die USA Steuern bezahlen. Auf 
die Schweiz übertragen hiesse das, die 
750 000 Auslandschweizer wären für den 
eidgenössischen Fiskus noch immer steu-
erpflichtig. Ein absurder Gedanke.

Wir haben Amerika stets als befreun-
detes Land der unbegrenzten Möglich-
keiten bewundert. Nun spüren wir die 
unbegrenzten Ansprüche. Liegt die Ver-
mutung daneben, da werde gerade noch 
Wirtschaftsspionage betrieben?

Weshalb lassen unsere Behörden das 
überhaupt zu? Wird da einfach gekuscht? 
Die USA stellen Schweizer Unternehmen 
vor eine Wahl, die gar keine ist: Vogel, friss 
oder stirb! Wird die Kontrolle abgelehnt, 
ist das Amerikageschäft futsch. Dann 
bleibt der US-Markt gesperrt. Deshalb 

gibt die Wirtschaft nach. Und ermächtigt 
die Behörden im Bundeshaus, die Aufpas-
ser hereinzulassen. Die «Handelszeitung» 
dazu: «Seit einem guten Jahrzehnt gebär-
den sich die USA als das Land der unbe-
grenzten Überwachung.» Das geht also 
schon seit Jahren so. Und im Bundeshaus 
herrscht dazu das grosse Schweigen. Dabei 
tangieren US-Inspektoren die Unabhängig-
keit der Schweiz aufs Schwerste. Ich träume 
von der ersten Firma, die sie vor die Türe 
stellt. Als Mutprobe für andere.

Quelle: Basler Zeitung vom 15.9.2012

* * *

zf. Es stellt sich für jeden Bürger unseres 
Landes die Frage: Wer verkauft uns hier an 
fremde Mächte? Die Schweiz ist ein souverä-
nes Land, und es kommt nicht in Frage, dass 
wir gegenüber welchem Staat auch immer 
nur einen Millimeter von unserer Souveräni-
tät preisgeben. Wir lassen es nicht zu, dass an-
dere Staaten uns sagen, wie unsere Gesetze 
zu funktionieren haben, und unsere Politiker 
brav nicken und den Forderungen nachkom-
men, unabhängig davon, ob das unsere Steu-
ergesetze, unser Bankgeheimnis oder sonst 
eines unserer Gesetze betrifft. 

Auf die Frage, wer die Inspektoren ins 
Land gelassen hatte, munkelte man im Bun-
deshaus «wahrscheinlich war es der Schnei-
der-Ammann».
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Fünf australische Soldaten sind im südli-
chen Afghanistan im Abstand von wenigen 
Stunden getötet worden, drei durch die Hand 
eines abtrünnigen afghanischen Soldaten, 
womit diese Phase für einen der strammsten 
Verbündeten der Vereinigten Staaten zur al-
lerschlimmsten im ganzen Jahrzehnt der 
Kämpfe hier wurde.

Zwei australische Soldaten starben, als ihr 
UH-1 Huey-Helikopter am Dienstagmorgen 
in Baghram, einem Distrikt der Provinz Hel-
mand, abstürzte, wie Nato-Beamte mitteilten. 
Sie sagten, dass ihnen die Ursache des Ab-
sturzes, der ausserdem weitere Soldaten ver-
letzte, unbekannt sei.

Drei andere australische Soldaten wurden 
Donnerstagnacht umgebracht, als in der Pro-
vinz Uruzgan im südlichen Afghanistan ein 
afghanischer Soldat sein Gewehr auf sie rich-
tete, der letzte Ausbruch von Anschlägen auf 
die Koalitionsstreitkräfte, die in diesem Jahr 
45 Tote zu verzeichnen hatten, die durch die 
Hand afghanischer Sicherheitskräfte oder an-
derer afghanischer Insider, die eng mit ihnen 
zusammenarbeiten, umkamen. 

Der Anschlag ereignete sich bei einem 
Treibstoffdepot, als ein Mitglied der afgha-
nischen Nationalen Armee die Australier er-
schoss und dann von der Basis floh, berichtete 
Oberstleutnant Hagen Messer, ein Sprecher 
der US-geführten Koalition in Kabul. Das 
Kommando der internationalen Streitkräfte 
sagte, das Motiv der Erschiessung sei unklar 
und man sei am Ermitteln.

Australien hat 1550  Soldaten in Afgha-
nistan – die meisten von ihnen in Uruzgan 
– womit seine Militärpräsenz die grösste ist 
unter den Nicht-Nato-Staaten in der US-ge-
führten Koalition, die hier im Kampfeinsatz 
ist. Der einzige weitere militärische Todesfall 
Australiens ereignete sich im Juli. Im letzten 
Jahr waren 11 australische Soldaten hier um-
gekommen, so die Daten von Icasualities.
org, die militärische Todesopfer verfolgt.

Die Fünf neuen Toten bestürzten Austra-
lien. Premierministerin Julia Gillard nannte 
sie die «schrecklichsten Nachrichten» für das 
Land. «Das ist ein sehr hoher Tribut», sagte 
Gillard während eines Besuches auf den 
Cook-Inseln, wo sie erklärte, sie werde ihre 
Reise abbrechen und nach Canberra zurück-
kehren. «Das ist unser allerschlimmster Tag 

in Afghanistan.» Sie sagte, solche Insider-At-
tacken «zersetzen das Vertrauen» und es sei 
schwierig, damit umzugehen.

Im April dieses Jahres kündigte Gillard an, 
dass Australien seine Truppen bis Ende 2013 
abziehen werde – ein Jahr früher als geplant 
– und führte das an, was sie als Verbesserun-
gen der Sicherheitslage in Afghanistan be-
zeichnete, wobei sie auch die Unpopularität 
des Krieges anerkannte.

Am Donnerstag sagte sie, die fünf Toten 
würden an diesem Plan nichts ändern. «Un-
sere Strategie ist klar definiert, unsere Stra-
tegie ist konstant, und wir können auch 
nicht zulassen, dass selbst die schmerz-
lichsten Verluste unsere Strategie ändern», 
sagte sie. «Wir sind mit einer Absicht dort-
hin gegangen, und wir werden diese Ab-
sicht durchziehen.»

Die Welle von Insider-Anschlägen hat 
die Spannungen zwischen der Nato und 
den afghanischen Sicherheitskräften zu 
einem kritischen Zeitpunkt der Ausbil-
dungsmission erhöht. Nato-Sicherheits-
kräfte arbeiten eng mit der afghanischen 
Armee und Polizei zusammen, da sie die 
westlichen Truppen darauf vorbereiten, 
2014 abzuziehen, aber die Morde erschwe-
ren die Kooperation.

«Wir haben keine Ahnung, ob es sich um 
einen Eindringling handelt oder ob es einen 
anderen Grund für die Erschiessung gibt», 
meinte General Abdul Hamid Wardak, der 
Kommandant des 205. Afghanischen Korps 
in Kandahar. Er identifizierte den Angreifer 
als Hikmatullah, einen Soldaten aus der Pro-
vinz Ghazni, der vor fünf Monaten in die af-
ghanische Armee eingetreten war.

Mit den jüngsten Todesfällen wurden al-
lein in diesem Monat 15 Mitglieder der in-
ternationalen Koalition bei Insider-Attacken 
umgebracht, die auch [in Anspielung auf die 
Uniformfarben der afghanischen Sicherheits-
kräfte bzw. der Nato-Verbündeten] Green-
on-Blue-Anschläge genannt werden, 12 von 
ihnen waren Amerikaner.	 •
Matt Siegel berichtete von Sydney, weitere Beiträge 
von Graham Bowley in Kabul und Taimoor Shah in 
Kandahar.
Quelle: The International Herald Tribune vom 
30.8.2012.
(Übersetzung: Zeit-Fragen)

«Ohne Einmischung von aussen: Das be-
deutet, dass ausländische Kämpfer und 
Söldner, einschliesslich der Mitarbeiter 
westlicher Geheimdienste, das Land ver-
lassen müssen.»

Was könnte man angesichts der verheerenden 
Ergebnisse der westlichen Politik gegenüber 
Libyen vorschlagen, um dieselben Fehler wie 
im Fall Syriens und Irans zu vermeiden?

Hans Köchler: Die militärische Intervention 
der Nato in Libyen hat nicht nur zu einem ver-
heerenden «Regime Change» geführt, sondern 
zu einer politischen Zerstückelung des Landes 
und zu einer Situation der Anarchie. Es hat 
die politische Lage in der Grossregion Nord-
Afrika und im Nahen Osten tiefgreifend desta-
bilisiert – mit Auswirkungen bis nach Syrien, 
wo libysche Waffen in den Händen von Auf-
ständischen aufgetaucht sind. Die westlichen 
Länder haben nicht nach Treu und Glauben ge-
handelt und haben die Resolution 1973 (2011) 
des Sicherheitsrates für ihre eigenen strategi-
schen Interessen ausgenutzt. Die Annahme der 
Libyen-Resolution, angeblich von vornehmen 
humanitären Zielen motiviert, war möglich auf 
Grund der Enthaltung zweier ständiger Mit-
glieder, nämlich Chinas und Russlands. Es 
ist grundlegend, dass die westlichen Mächte 
im Sicherheitsrat – die Vereinigten Staaten, 

Frankreich und das Vereinigte Königreich – 
vom Rat nicht erneut einen Blankocheck erhal-
ten, der ihnen erlauben würde, mit dem angeb-
lichen Segen der internationalen Gemeinschaft 
in Syrien oder gegen Iran mit einer bewaffne-
ten Intervention vorzugehen.

Das Hauptelement einer Lösung im syri-
schen Konflikt werden Verhandlungen zwi-
schen den betroffenen syrischen Parteien ohne 
Einmischung von aussen sein müssen. Das be-
deutet, dass ausländische Kämpfer und Söld-
ner, einschliesslich der Mitarbeiter westlicher 
Geheimdienste, das Land verlassen müs-
sen. Nachbarländer wie die Türkei dürfen ihr 
Staatsgebiet nicht für die Infiltration auslän-
discher Kämpfer nach Syrien oder für logi-
stische Zwecke der Aufständischen zur Ver-
fügung stellen. Solche Unterstützung stellt 
einen eklatanten Verstoss gegen das Völker-
recht dar, und insbesondere von Artikel 2 der 
Uno-Charta. Der neue Gesandte der Vereinten 
Nationen, Lakhdar Brahimi, sollte die volle 
Unterstützung aller Mitgliedstaaten für seine 
Vermittlungsbemühungen auf der Grundlage 
des von seinem Vorgänger Kofi Annan aufge-
stellten Plans erhalten. Anders als die Initiati-
ven der «Freunde der syrischen Opposition» 
könnten die wichtigsten Länder der Region des 
Nahen Ostens gemeinsam eine sinnvolle Rolle 
als Vermittler von Verhandlungen spielen. Der 
Vorschlag des ägyptischen Präsidenten Mo-

hamed Mursi für die Bildung einer «Kontakt-
gruppe», die aus Ägypten, Iran, Saudi-Ara-
bien und der Türkei besteht, sollte gebührend 
berücksichtigt werden. (Iran darf aus einer 
solchen regionalen Initiative nicht ausge-
schlossen werden.) Was unbedingt vermieden 
werden muss, ist das Parteiergreifen zugunsten 
einer bestimmten Partei oder Gruppe in Sy-
rien. In einer Situation eines innerstaatlichen 
Konfliktes wird parteiisches Handeln durch 
ausländische Mächte eine friedliche und dau-
erhafte Lösung praktisch unmöglich machen. 
Gegenwärtig können die beiden bestehen-
den regionalen Organisationen – die Arabi-
sche Liga und der Islamische Kooperations-
rat – keine konstruktive Rolle spielen, weil 
beide die Mitgliedschaft Syriens suspendiert 
haben und daher in dem Konflikt Partei ergrif-
fen haben. Eine bilaterale «Arbeitsgruppe» 
wie jene zwischen den Vereinigten Staaten 
und einem regionalen Staat (nämlich der Tür-
kei) wird für eine friedliche Beilegung eben-
falls kontraproduktiv sein, da diese Vereinba-
rung die gesamte Region der geopolitischen 
Agenda einer entfernten Supermacht aussetzt 
und riskiert, den laufenden (regionalen) Stell-
vertreterkrieg zu «globalisieren» – mit gefähr-
lichen Konsequenzen für alle Beteiligten (ein-
schliesslich der Türkei).

Wenn man über die zivilisatorische Dimen-
sion des Syrien-Konfliktes spricht: Was sind 
Ihre allfälligen Überlegungen zur Zukunft 
der muslimisch-westlichen Beziehungen?

Auf Grund der kulturellen und religiösen 
Vielfalt von Syrien hat der interne Konflikt 
im Land Auswirkungen auf die Beziehungen 
zwischen der muslimischen und der westli-
chen Welt im allgemeinen. Sollte religiöser 
Fanatismus überhand nehmen und die staat-
lichen Strukturen Syriens zusammenbre-
chen, könnte die Situation der Christen – die 
seit den Tagen von Jesus in dem Land ge-
lebt haben – unhaltbar werden – mit Folge-
wirkungen im gesamten Nahen Osten und in 
Europa. Gleichzeitig werden die Beziehun-
gen der sunnitischen und schiitischen Ge-
meinschaften in der gesamten muslimischen 
Welt davon ernsthaft betroffen sein. Diejeni-
gen Staaten, die sich selbst zu «Freunden» der 
«Allianz der Zivilisationen» der Vereinten 
Nationen erklärt haben, wie Saudi-Arabien 
und die Türkei, dürfen sich nicht weiter an 
der bewaffneten Einmischung in den inner-
staatlichen Konflikt in Syrien beteiligen. Ihr 
Vorgehen hat nicht nur die Glaubwürdigkeit 
der Vereinten Nationen hinsichtlich eines in-
terzivilisatorischen und interkulturellen Dia-
logs untergraben, sie riskieren heute, die Re-
gion in einen langen konfessionellen Krieg 
mit unbeabsichtigten Konsequenzen für die 
intervenierenden Staaten und unvorhersehba-
ren Folgen für die ganze Welt zu führen.	 •

Wien, 23. August 2012
Quelle: Veröffentlicht vom World Public Forum am 
24. August 2012 auf www.wpfdc.org
(Übersetzung Zeit-Fragen)

Syrien

Verhandlungen ohne Einmischung ausländischer Mächte
Stellungnahme von Prof. Hans Köchler, Präsident der International Progress Organization

Australier in Afghanistan erleben 
ihren «allerschlimmsten Tag»

von Richard A. Oppel Jr. und Matt Siegel

Der syrische Präsident Baschar al-Assad hat 
bei einem Treffen mit dem Chef des Interna-
tionalen Komitees vom Roten Kreuz (IKRK), 
Peter Maurer, die Arbeit des Komitees bei 
der Regelung der Folgen der Syrien-Krise ge-
würdigt, meldet die afp.

Am Vortag begab sich der IKRK-Chef zu 
einem dreitägigen Besuch nach Syrien. Das 
ist seine erste Syrien-Reise als Chef der hu-
manitären Organisation.

Präsident Assad versicherte Maurer, er wür-
dige die Arbeit der Organisation auf dem sy-
rischen Territorium. Dabei hob er hervor, dass 
die Mitarbeiter der Organisation ihre Arbeit 
unabhängig und unvoreingenommen erfüllen 
und keine der Konfliktparteien unterstützen. 

Der Schweizer Peter Maurer bekleidet 
das Amt des IKRK-Präsidenten seit Anfang 

Juli 2012. Der frühere Chef dieser Organi-
sation, Jakob Kellenberger, besuchte mehr-
mals verschiedene Regionen Syriens, um 
sich ein Bild von der Lage im Land zu ma-
chen. 

Der Konflikt in Syrien, dem Uno-Anga-
ben zufolge bisher 17 000  Menschen zum 
Opfer fielen, dauert seit März 2011 an. West-
liche Länder und eine Reihe von arabischen 
Staaten fordern einen Rücktritt von Präsident 
Assad in der Hoffnung, dass dies der Gewalt 
Einhalt gebieten werde. Russland und China 
befürchten hingegen, dass eine äussere Ein-
mischung in Syrien und der Verlust der Staat-
lichkeit zu einer Eskalation des Konflikts füh-
ren würden.	 •
Quelle: RIA Novosti vom 4.9.2012,  
http://de.ria.ru/world/20120904/264359356.html

Assad würdigt unvoreingenommene 
Arbeit des Roten Kreuzes in Syrien

Moskau lehnt laut Russlands Aussenminister 
Sergej Lawrow doppelte Standards in der in-
ternationalen Politik entschieden ab und plä-
diert für die Einhaltung der ethisch-morali-
schen Verhaltensnormen.

«Heute ist die Frage der moralischen Orien-
tierungspunkte in den internationalen Bezie-
hungen aktuell wie nie zuvor. In den Vorder-
grund treten jetzt globale Herausforderungen, 
die die Existenz der Menschheit selbst gefähr-
den», sagte Lawrow in einem Interview für 
die jüngste Ausgabe der Zeitschrift Meschdu-
narodnaja Schisnj (Internationales Leben).

«Die Ereignisse der letzten Jahre zeigen, 
dass diese Gefahren eine Tendenz zur Verschär-
fung und Verflechtung aufweisen und von einer 
Region auf die andere übergreifen können.»

Eine Zusammenlegung der Bemühun-
gen und eine Vertiefung des Vertrauens seien 
kaum möglich, wenn keine auf Werte bezo-
gene Grundlage für gemeinsame Aktionen in 

der internationalen Arena erarbeitet werde, 
führte Lawrow weiter aus.

Die Probleme, mit denen die moderne Welt 
konfrontiert sei, müssten auf der Grundlage 
der Gerechtigkeit beigelegt werden.

Sobald die moralischen Werte verloren 
gehen, entstehen Ungerechtigkeit und Ideen, 
die nicht zur Beilegung des Problems beitra-
gen, sondern es im Gegenteil zuspitzen, so 
Lawrow. «Die Festigung der moralischen 
Basis der internationalen Beziehungen er-
achten wir als einen Teil der grossen Politik.»

«Die Notwendigkeit der Arbeit zur Förde-
rung von universellen und für alle annehmba-
ren sittlich-ethischen Verhaltensnormen in den 
internationalen Angelegenheiten sowie deren 
schrittweise Demokratisierung und Befreiung 
von ideologischen Stereotypen und Doppel-
moral liegt klar auf der Hand», hiess es.	 •
Quelle: RIA Novosti vom 13.9.12,  
http://de.rian.ru/politics/20120913/264422565.html

Lawrow für mehr Moral  
in der grossen Politik 

aller» sind ein sehr starkes Signal. Eine Bot-
schaft, die sowohl im Inland als auch im Aus-
land starke Reaktionen auslösen wird. Alle, 
die für ein friedliches Miteinander, den sozi-
alen Frieden, eine gerechte Form des Wirt-
schaftens, die Erhaltung der Arbeitsplätze und 
Vollbeschäftigung mit existenzsichernden 
Löhnen und Sozialleistungen, der Pflege eines 
hohen Leistungs- und Qualitätsstandards wie 
auch für eine menschenwürdige Zukunft der 
nachfolgenden Generationen einstehen, kön-

nen sich dem Anliegen der Initiative nicht ver-
schliessen. Bei dieser Initiative gibt es keine 
Parteigrenzen, sondern allein das gemein-
same Anliegen: Bewährtes zu schützen, das 
Verantwortungsbewusstsein gegenüber dem 
Allgemeinwohl, der Umwelt und den natür-
lichen Ressourcen, den vorhandenen Struktu-
ren weiterzuentwickeln und den zukünftigen 
Generationen eine verantwortungsvolle, faire 
Wirtschaftsordnung zu übergeben, so dass der 
Werkplatz Schweiz, die Versorgungssicher-
heit, die Lebensqualität und das Zusammen-
leben gefördert werden.	 •

«‹Für eine Wirtschaft zum Nutzen aller›» 
Fortsetzung von Seite 1
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thk. Professor Dr. 
iur. et phil. Alfred 
de Zayas wurde 
am 23. März zum 
Un a b h ä ngige n 
Experten bei der 
Uno zur Förde-
rung einer demo-
kratischen und 
gleichberechtig-
ten Weltordnung 
vom Menschen-
rechtsrat ernannt. 
Er ist der erste, 

der dieses neu geschaffene Mandat überneh-
men durfte, um so im Bereich der Demokra-
tisierung der Uno und der in ihr vereinten 
Nationalstaaten wirken zu können. Bereits 
in der Herbstsession des Uno-Menschen-
rechtsrates hat Alfred de Zayas seinen ersten 
Bericht vorgelegt und ist dabei auf grosse 
Zustimmung gestossen. Der Unabhängige 
Experte, der eine lange Karriere an der Uno 
aufweist, war, wie er selbst sagte, nicht ganz 
unerwartet zu diesem Amt gekommen, da er 
sich schon sehr lange mit der Frage der Aus-
gestaltung echter, das heisst direkter Demo-
kratie, wie sie in der Schweiz existiert, be-
schäftigt hat. Mit seinem Mandat möchte 
sich Alfred de Zayas für den Frieden und die 
Gleichwertigkeit der Völker einsetzen. Zeit-
Fragen hat Professor de Zayas an der Uno 
in Genf getroffen.

Zeit-Fragen: Herr Professor de Zayas, wie 
muss man die Aufgabe Ihres Mandats verste-
hen?
Prof. Dr. de Zayas: Die Aufgabe bedeutet 
eine Synthese von bürgerlichen, politischen, 
wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen 
Rechten. Es ist ein versöhnliches Mandat, das 
auf Zusammenarbeit bzw. Solidarität abzielt. 
Die Staaten des Nordens, des Südens, des 
Ostens und des Westens sollen sich in diesem 
Mandat finden und darin etwas Verbinden-
des sehen. Es ist ein konstruktives Mandat, 
das auf den Zielen und Grundsätzen der Uno-
Charta aufbaut. Es ist also kein Mandat, das 
gegen einen bestimmten Staat, gegen eine be-
stimmte Region, gegen eine bestimmte Philo-
sophie oder Ideologie zielt. 

Hier geht es um zweierlei: um eine Demo-
kratisierung auf der nationalen Ebene, aber 
auch auf der zwischenstaatlichen, internatio-
nalen Ebene.

Was muss man sich unter einer Demokratisie-
rung auf internationaler Ebene vorstellen?
Wir brauchen eine Weltordnung, die wirklich 
demokratisch ist, die sich an den Bedürfnis-
sen der Menschen orientiert. Das bedeutet, 

dass alle Staaten daran beteiligt werden müs-
sen. Bei Entscheidungen, die das Zusammen-
leben auf unserer Welt betreffen, müssen alle 
Staaten als Vertreter ihrer Völker etwas zu 
sagen haben. Diese Gleichberechtigung, die 
Gleichwertigkeit aller, ist zentral im Text der 
Resolution 18/6, die das Mandat begründet 
hat. Ich werde mich sehr genau an den Wort-
laut der Resolution halten, wie ich bereits in 
meinem ersten Bericht gezeigt habe. 

Was soll damit erreicht werden?
Die Staaten der sogenannten dritten Welt, die 
Staaten des Südens, möchten eine Weltord-
nung, die auf Gerechtigkeit basiert. Sowohl 
der Handel als auch die Verteilung der Res-
sourcen muss gerecht geschehen. Die Kluft 
zwischen Arm und Reich darf nicht weiter 
vergrössert, sondern muss verkleinert wer-
den. Ohne dass ich bestimmte Staaten nennen 
muss, kann ich die Thematik erkenntnistheo-
retisch so behandeln, dass ich Begriffe wie 
Demokratie, Gerechtigkeit, Gleichwertigkeit, 
Gleichberechtigung, Selbstbestimmung und 
nationale Identität mit Leben füllen kann.

Wie ist hier Ihre Vorgehensweise? 
Es finden sich bei den Vereinten Nationen 
enorme Quellen dazu. Ich werde mich dabei 
auf die Berichte von ehemaligen Rapporteu-
ren stützen, auf Studien der Unterkommission 
der ehemaligen Menschenrechtskommission, 
des Menschenrechtsrates selbst oder auf Stu-
dien der Generalversammlung. Gewiss beab-
sichtige ich keine Wiederholung dessen, was 
bereits gemacht worden ist. Ich werde aber 
darauf aufbauen. Wie Sie wissen, war ich Se-
kretär des Menschenrechtsausschusses und 
Chef der Beschwerdeabteilung. Auch die Juris-
prudenz des Ausschusses steht mir zur Seite. 

Wie schätzen Sie den Wirkungsgrad dieses 
Mandats ein?
Ich bin sehr optimistisch, was das Mandat 
anbetrifft, weil bereits viele positive Reak-
tionen bei mir angekommen sind, seitdem 
ich ernannt und meine E-Mail-Adresse an 
der Uno für alle bekannt wurde, nämlich ie-
internationalorder@ohchr.org. NGO, Inter-
gouvernamentale Organisationen, Staaten, 
zivile Organisationen und einzelne Personen 
haben sich mit konkreten Vorschlägen bei 
mir gemeldet – zum Beispiel, wie sie mein 
Mandat verstehen, wo sie die Prioritäten 
sehen usw. Diese Anliegen und Vorschläge 
nehme ich ernst. Ich werde alles genauestens 
studieren. Bereits in meinem Bericht an den 
Menschenrechtsrat habe ich unter Absatz 11 
eine Liste von Themenvorschlägen, die ich 
von Interessierten erhalten habe, zitiert. Ich 
werde diese Vorschläge natürlich bevorzugt 
behandeln. 

Was entsteht aus all diesen Anregungen und 
Anfragen? 
Ich werde mit hoher Wahrscheinlichkeit einen 
Bericht über den Begriff der Partizipation 
bzw. der Teilnahme der Menschen an der po-
litischen Gestaltung in der Demokratie schrei-
ben, aber über die Mitbestimmung auf der 
nationalen und internationalen Ebene, über 
Fragen der Manipulierung der öffentlichen 
Meinung usw. schreiben. Diese Studien werde 
ich dann nächstes Jahr dem Menschenrechts-
rat vorlegen. Dabei geht es innerstaatlich nicht 
nur um das Wahlrecht, sondern auch um das 
Recht, politische Regeln mitzugestalten. De-
mokratische Wahlen alle vier Jahre sind eine 
gute Sache, aber man muss wirkliche Optio-
nen haben und nicht nur pro forma stimmen. 
Die Bevölkerung muss auch die Gelegenheit 
haben, die Aussenpolitik authentisch mitzuge-
stalten, so dass Regierungen nicht mehr gegen 
den Willen der Bevölkerung Aussenpolitik be-
treiben können.

International gesehen, sollten die UN bzw. 
der Sicherheitsrat insofern reformiert wer-
den, dass mehr internationale Teilnahme bzw. 
Demokratie verwirklicht wird. 

Im Oktober sprechen Sie vor der Generalver-
sammlung. Worum geht es dort?
Ja, ich muss einen anderen ausführlicheren 
Bericht der Generalversammlung präsentie-
ren. In diesem Bericht identifiziere ich eine 
Reihe von Hindernissen und versuche, gute 
Praktiken zu nennen und der Generalver-
sammlung Empfehlungen zu unterbreiten. 
Das wird am 30. Oktober 2012 in New York 
– deo volente – geschehen. Ich werde sehen, 
welche Reaktionen die Staaten in der Gene-
ralversammlung auf meinen Bericht zeigen, 
was sie mir vorschlagen werden.

Wie kann man die Grundlagen des demokra-
tischen Zusammenlebens anderen Ländern 
vermitteln? Ein «arabischer Frühling» oder 
militärische Interventionen der Nato helfen 
hier sicher nicht weiter.
Ich verstehe mein Mandat nicht als ein Man-
dat des Naming and Shaming. Mein Mandat 
ist, wie bereits gesagt, ein konstruktives, das 
helfen soll, diese Begriffe überall gleich zu 
verstehen. Wenn ich Demokratie sage, sollte 
das mehr oder weniger dasselbe sein, was 
auch eine Person in Nordamerika, Südame-
rika, Australien, Osteuropa, China, Indien 
oder Afrika darunter versteht. Es darf nicht 
sein, dass Demokratie à la carte verstanden 
wird, genauso wenig, wie es inakzeptabel ist, 
dass das Völkerrecht nach Belieben ange-
wandt wird. Eines der Haupthindernisse für 
den Weltfrieden und das Erreichen einer de-
mokratischen und gerechten «Weltordnung» 
ist nämlich, dass viele Staaten das Völker-

recht nicht gleichmässig anwenden, hier 
sagen sie ja und dort nein. Ohne bestimmte 
Staaten kritisieren zu wollen, möchte ich auf 
diese fundamentale Problematik hinweisen. 
Letztlich glaube ich, um ein englisches Wort 
zu verwenden: «The bottomline is participa-
tion.»

Das bedeutet?
Das heisst, die Bürger müssen an der Poli-
tik teilhaben und mitgestalten können, und 
zwar direkt. Das Modell der direkten De-
mokratie bietet hier enorm viel. Man muss 
die Möglichkeit haben, eine Gesetzgebung 
zu initiieren. Die Möglichkeit zur Prüfung 
von Gesetzen durch Referenden, aber auch 
die Möglichkeit, Regierungsbeamte bzw. 
Politiker zur Rechenschaft zu ziehen, wenn 
sie eine ganz andere Politik führen, als sie 
versprochen haben – das muss das Wesen 
der Demokratie sein. Die gewählten Politi-
ker müssen belangt werden können, wenn 
sie das Versprechen, das sie dem Bürger ge-
geben haben, gebrochen und somit das Ver-
trauen missbraucht haben. Darum muss es 
eine Möglichkeit geben, diese Personen aus 
dem Amt zu entfernen. Bei uns in den USA 
gibt es dafür den Begriff des Recall oder 
Impeachment. 

Ich werde also das Modell der direkten 
Demokratie genau studieren. Es geht um die 
Frage, wie man dieses Modell mit gewissen 
Abänderungen in anderen Ländern anwen-
den könnte. Allerdings muss man bei jedem 
Land seine Historie, seine Kultur, seine Tra-
dition und seine individuellen Vorstellungen 
des Zusammenlebens berücksichtigen.

Welche Rolle hat für Sie dabei der National-
staat?
Genauso wie im antiken Griechenland mit der 
Polis ein Staat entstanden ist, in dem die Bür-
ger an der Politik teilnehmen konnten, so soll 
es für die einzelnen Länder auch gelten. Also 
der Nationalstaat ist bei diesem Vorgang ent-
scheidend. International gesehen möchten wir, 
dass alle Staaten das Recht haben, gleichwertig 
und gleichberechtigt die Weltpolitik zu gestal-
ten. Aber auch intern, also national gesehen, 
müssen die Bürger eines bestimmten Staates 
für die eigene Identität, für die eigene Kultur 
die für sie richtigen Gesetze annehmen und 
eine Politik wählen, die die Menschenrechte 
und die Würde von allen Bürgern gewährt.

Herr Professor de Zayas, wir wünschen 
Ihnen viel Erfolg bei der Ausgestaltung Ihres 
Mandats und danken Ihnen herzlich für das 
Gespräch.	 •
Leser werden von Professor de Zayas herzlich  
gebeten, Ihre Vorstellungen an  
ie-internationalorder@ohchr.org zu verschicken.

Alle Staaten sollen das Recht haben, gleichwertig  
und gleichberechtigt die Weltpolitik zu gestalten

UN-Menschenrechtsrat schafft das Mandat des Unabhängigen Experten  
zur Förderung einer demokratischen und gleichberechtigten Weltordnung

Interview mit Professor Dr. iur. et phil. Alfred de Zayas

Genf (13. September) – Der vor kurzem zum 
Sonderberichterstatter für die Förderung einer 
demokratischen und gerechten internationalen 
Ordnung ernannte Alfred de Zayas rief heute 
die Staaten dazu auf, vorwärtszumachen, um 
die «vielen Hindernisse bei der Umsetzung 
einer Weltordnung, die demokratischer und 
gleichberechtigter ist, zu überwinden».

«Diese Vision kann erreicht werden, 
indem man die Charta der Vereinten Natio-
nen als Weltverfassung respektiert, indem 
man das Völkerrecht einheitlich anwendet 
und nicht nach Belieben, indem man sich 
bei der Androhung oder der Anwendung 
von Gewalt zurückhält und indem man eine 
Kultur des Dialogs fördert», sagte Alfred de 
Zayas bei der Präsentation seines ersten Be-
richtes vor dem Menschenrechtsrat. «Der 
Weg zur Zivilisation ist eine lange Reise, 

von der Ausbeutung bis hin zur Solidarität», 
hob er hervor. 

Der Sonderberichterstatter schlug Refor-
men in der internationalen Arena vor, ein-
schliesslich des Sicherheitsrats und der UN-
Generalversammlung, und er betonte, dass 
«eine demokratische und gleichberechtigte 
Weltordnung nicht nur internationale An-
strengungen verlangt, sondern auch mehr in-
nerstaatliche Demokratie und soziale Gerech-
tigkeit, eine Verringerung der Kluft zwischen 
Reich und Arm in allen Ländern, eine Stär-
kung der Rechtsstaatlichkeit, Meinungsfrei-
heit und eine unabhängige Gerichtsbarkeit».

«Eine Weltordnung, in der nur einige we-
nige mächtige Player alle Entscheidungen 
treffen und dabei oftmals die Konsequen-
zen für die weniger Mächtigen missachten, 
ist kaum demokratisch», bemerkte er. «Eine 

demokratische Weltordnung heisst, dass alle 
Völker die Möglichkeit haben, sich an glo-
balen Beschlussfassungen zu beteiligen. Wir 
müssen auf den Grundlagen Selbstbestim-
mung, Souveränität und Respekt für natio-
nale Identitäten sowie universeller mensch-
licher Würde aufbauen. Fortschritt bei der 
Demokratisierung auf der innerstaatlichen 
Ebene ist ebenfalls nötig, um einen Zusam-
menhang zwischen den wahren Wünschen 
der Menschen und den Regierungsmassnah-
men sicherzustellen, einschliesslich der sie 
betreffenden Aussenpolitik.»

In bezug auf eine gerechte internationale 
Ordnung hob er hervor, dass die Reichtümer 
des Planeten gleichberechtigt geteilt werden 
müssen und nicht nur von einigen wenigen 
Ländern oder Kartellen kontrolliert werden 
dürfen. «Fairer Handel ist möglich, genauso 

wie Wissenstransfer und technische Zusam-
menarbeit auf gegenseitigem Nutzen beruhen 
müssen. Die Globalisierung bringt gewisse Ge-
fahren mit sich, sie eröffnet aber auch Chancen 
für internationale Solidarität», sagte er.

Alfred de Zayas bezog sich auch auf die 
verheerenden Auswirkungen der interna-
tionalen Finanzkrise und bemerkte, dass 
«Märkte kein privater Spielplatz kreditge-
bender Banken sind, sondern ein öffentli-
ches Treuhandverhältnis, das Transparenz 
und Rechenschaft verlangt». Seiner Ansicht 
nach «können die Finanzmärkte eine gleich-
berechtigte Weltordnung voranbringen, wenn 
sie ihre Rolle als öffentliche Aufgabe verste-
hen und nicht als einen geschlossenen Klub 
von Casino-Wirtschaftern. Depression und 

Alfred de Zayas (Bild thk)

Fortsetzung auf Seite 4

UN-Menschenrechtsrat-Büro des Hochkommissariats/Pressemitteilung

«Wendet das Völkerrecht einheitlich an und nicht à la carte»,  
fordert der neue Sonderberichterstatter von den Regierungen der Welt

«Wir müssen auf den Grundlagen Selbstbestimmung, Souveränität  
und Respekt für nationale Identitäten sowie universeller menschlicher Würde aufbauen»



Zeit-FragenSeite 4       Nr. 41, 25. September 2012

I. Top aktuell

Am 21. September 2012 veröffentlichte der 
nordrhein-westfälische Landtag die Antwort 
der Landesregierung auf eine «Kleine An-
frage» aus dem Parlament.1

1)	 Landtag Nordrhein-Westfalen, Drucksache 16/924 
vom 18.09.2012, www.landtag.nrw.de/portal/WWW/
dokumentenarchiv/Dokument/MMD16-924.pdf.  
Die Fragen und Antworten haben folgenden Wortlaut 
(Auszug, mit kritischen Anmerkungen des Verfassers).

Vorbemerkung der Landesregierung
Das Rechtsstaatsprinzip gestattet und ver-
langt die Berücksichtigung der Belange 
einer funktionstüchtigen Strafrechtspflege 
und Steuerstrafermittlung. Der Verhinde-
rung, Verfolgung und Aufklärung von Straf-
taten kommt dabei unter Berücksichtigung 
der Wertungen des Grundgesetzes eine hohe 
Bedeutung zu. Die Bekanntgabe von Einzel-
heiten zu abgeschlossenen Erwerbsvorgän-
gen kann zum einen den Ermittlungszweck 
gefährden, solange die sich hieraus ergeben-
den Steuerstrafverfahren nicht rechtskräftig 
abgeschlossen sind. Zum anderen könnte die 
Bekanntgabe von Details zu den Erwerben 
zur unerwünschten Identifizierung der An-
bieter führen. Wenn Details zu einer Identi-
fizierung der Anbieter führen, verstiesse die 
Preisgabe der Details zudem gegen das Steu-
ergeheimnis.1 Die Geheimhaltung bestimm-
ter steuerlicher Angaben und Verhältnisse, 
deren Weitergabe einen Bezug auf den Steu-
erpflichtigen oder private Dritte erkennbar 
werden lässt, kann nach Art. 2 Abs. 1 i. V. m. 
Art. 1 Abs. 1 und Art. 14 GG auch grund-
rechtlich geboten sein.

Auch unter dem Aspekt der Fürsorge-
pflicht des Dienstherrn gegenüber seinen 
Beschäftigten (insbesondere im Hinblick 
auf die gegen nordrhein-westfälische Steu-
erfahndungsbeamte in der Schweiz ergange-
nen Haftbefehle) kann eine Mitteilung von 
Details nicht erfolgen.

Aus diesen Erwägungen kann sich die 
Landesregierung auch zu abgeschlossenen 
Erwerbsvorgängen nur eingeschränkt äus-
sern.
	 Anmerkung: Weshalb die Identifizierung 

der «Anbieter», also der «Datendiebe» 
(Täter, Gehilfe oder Beteiligter ist gleich-
gültig), unter das Steuergeheimnis (§§ 30 
bis 31b der Abgabenordnung) fallen sollen, 
bleibt wohl ein ewiges Geheimnis der Lan-
desregierung. Das Steuergeheimnis schützt 
den Steuerpflichtigen und nicht den auslän-
dischen Kriminellen, mit dem das Land 
Nordrhein-Westfalen seine kriminellen 
Geschäfte macht. Aber wer das «Rechts-
staatsprinzip» (Artikel 20 Abs. 3 GG) für 
eine Form der Regierungs- und Staatskri-
minalität missbraucht, pervertiert natürlich 
auch das Steuergeheimnis zugunsten sei-
ner Komplizen!

1. Datensätze von wie vielen Bürgern aus 
NRW sind auf den angekauften Steuer-CDs 
enthalten? Bitte schlüsseln Sie die Daten 
nach den einzelnen Ankaufvorgängen auf.
Die bisherige Auswertung der erworbenen 
Informationen ergab, dass Angaben zu insge-
samt 2831 Anlegern aus Nordrhein-Westfalen 
auf den Datenträgern enthalten sind. Die An-
zahl wird sich jedoch mit Sicherheit erhöhen.

	 Anmerkung: Die Frage des Abgeordne-
ten ist laienhaft und ungeschickt formu-
liert. Für eine statistische Auswertung, mit 
welcher man die Datenkäufe der NRW-Re-
gierung auf Haushaltsuntreue (§ 266 StGB) 
überprüfen könnte, müssten folgende Fra-
gen gestellt und die Antworten ausgewer-
tet werden; aber leider fand der Verfasser 
keinen Parlamentarier, der soviel juristi-
schen Sachverstand – oder wenigstens 
politischen Weitblick – gehabt hätte, diese 
Fragen zu stellen:

	 Das Magazin Focus berichtete am 
16.9.2012, dass das Land Nordrhein-West-
falen «seit 2010 sechs Steuer-CDs ange-
kauft» hat: «Nach vorläufiger Auswertung 
listen die Datenträger insgesamt 6989 An-
leger auf. Daraus ergaben sich bislang 
2624 Strafverfahren in ganz Deutschland.» 
In der Öffentlichkeit bekannt wurden sol-
che Käufe erstmalig nach der medien-öf-
fentlichen Verhaftung des damaligen Post-
chefs Dr. Klaus Zumwinkel am 14.2.2008 
wegen des Datendiebstahls durch den 
Liechtensteiner Heinrich Kieber.2

2) www.focus.de/magazin/kurzfassungen/focus-
38-2012-nrw-zahlte-gut-10-millionen-euro-fuer-
daten-aus-der-schweiz_aid_820499.html

	 Vor diesem Hintergrund frage ich die 
Landesregierung:

	 1.) Wieviel Daten-CDs oder andere Da-
tenträger (z.B. DVD, USB-Stick) hat die 
Landesregierung (einschliesslich des Fal-
les Kieber/Zumwinkel) bisher gekauft? 
Gefragt wird nach der genauen Zahl der 
Datenträger!

	 2.) Wieviel Personen, die in Nordrhein-
Westfalen steuerpflichtig sind oder waren, 
wurden auf den einzelnen Datenträgern 
identifiziert? Gefragt wird nach der ge-
nauen Zahl der in NRW steuerpflichtigen 
Personen pro Datenträger!

	 3.) Wieviel Personen, die in Nordrhein-
Westfalen steuerpf lichtig sind oder 
waren, wurden auf den einzelnen Daten-
trägern identifiziert, obwohl sie ihre steu-
erpflichtigen Angaben korrekt gemacht 
hatten und deshalb nicht als Steuerstraf-
täter verfolgt werden oder wurden? Ge-
fragt wird nach der genauen Zahl der in 
NRW steuerpflichtigen Personen pro Da-
tenträger, die im strafrechtlichen Sinne 
unschuldig sind bzw. nicht verfolgt wer-
den oder wurden!

	 4.) Wieviel Personen, die nicht in Nord
rhein-Westfalen steuerpflichtig sind oder 
waren, wurden auf den einzelnen Daten-
trägern identifiziert, obwohl sie ihre steu-
erpflichtigen Angaben korrekt gemacht 
hatten und deshalb nicht als Steuerstraftä-
ter verfolgt werden oder wurden? Gefragt 
wird nach der genauen Zahl der nicht in 
NRW steuerpflichtigen Personen pro Da-
tenträger, die im strafrechtlichen Sinne 
unschuldig sind bzw. nicht verfolgt wer-
den oder wurden!

2. Wie viele dieser Personen aus NRW haben 
eine Selbstanzeige abgegeben? Bitte schlüs-
seln Sie die Daten nach Ankaufvorgängen 
auf, und wie viele dieser Selbstanzeigen je-
weils erfolgreich ein Strafverfahren verhin-
dert haben bzw. wie oft zusätzlich ein Straf-
verfahren eingeleitet wurde.
Von den Personen, die sich mit ihren Daten 
auf einer Steuer-CD befinden, gibt es nur 
sehr wenige, wenn nicht sogar gar keine 
Selbstanzeigen, weil eine Selbstanzeige 
voraussetzt, dass das Steuervergehen noch 
nicht von den Behörden erkannt wurde. 
Sollte mit der Frage gemeint sein, wie viele 
Selbstanzeigen jenseits der CD-Daten ein-
gegangen sind, beläuft sich die Zahl der 
Selbstanzeigen in NRW seit dem ersten Da-
tenkauf im Februar 2010 auf 6732 (Stand 
6.9.2012) – allein mit Bezug zu schweizeri-
schen Banken.

Allgemein ist anzumerken, dass die An-
zahl der erledigten Selbstanzeigen in der 
bundeseinheitlichen Statistik der Straf- und 
Bussgeldverfahren erfasst wird. Eine ge-
sonderte Statistik bezüglich der Abgabe 
und Erledigung von Selbstanzeigen (ins-
besondere im Zusammenhang mit den Da-
tenerwerben) wird nicht geführt. Insoweit 
können Zahlen in der gewünschten Art und 
Weise nicht genannt werden. Eine Nacher-

hebung entsprechender Daten wäre – wenn 
überhaupt – nur mit einem nicht vertretba-
ren Aufwand möglich.

Grundsätzlich erfolgt ein Abgleich zwi-
schen den auf den Datenträgern befindlichen 
Informationen und eventuell vorliegenden 
Selbstanzeigen. Prinzipiell führt aber auch 
eine Selbstanzeige zur Einleitung eines förm-
lichen Steuerstrafverfahrens, da die Prüfung 
der Vollständigkeit der Angaben der Selbst-
anzeige und der Ausspruch einer Straffreiheit 
allein in diesem Verfahren möglich sind. Bei 
wirksamer Selbstanzeige wird das Strafver-
fahren eingestellt.

3. Wie hoch sind die Gesamteinnahmen für 
den Fiskus des Landes NRW aus den Selbst-
anzeigen der Personen aus Frage 2, aufge-
schlüsselt nach Ankaufvorgängen?
Es wird grundsätzlich auf die Antwort zu 
Frage 2 verwiesen.

Eine statistische Erfassung von Mehr
ergebnissen aus eingegangenen Selbstanzei-
gen in bezug auf einzelne Ankaufsvorgänge 
ist nicht möglich. Nach Schätzungen des Fi-
nanzministeriums NRW werden die Selbst-
anzeigen in Zusammenhang mit Kapitalein-
künften in der Schweiz allein in NRW zu 
einem steuerlichen Mehrergebnis von über 
300 Millionen Euro führen.

Darin noch nicht enthalten sind die Mehr-
ergebnisse, die sich aus der Auswertung der 
Datensätze ergeben.

4. Gegen wie viele dieser Personen aus NRW 
wurde auf Grund der in dem Datenbestand 
enthaltenen Informationen ein Strafverfah-
ren eingeleitet? Bitte schlüsseln Sie die Daten 
nach Ankaufvorgang auf sowie danach, falls 
schon beendet, ob das Strafverfahren erfolg-
reich zu einer Verurteilung auf Geldbusse, 
auf Bewährung oder mit Haftstrafe führte, 
ob es zu einem Vergleich führte, ob es noch 
läuft oder ob es zu einem Freispruch führte 
bzw. ohne Folgen für den Beklagten einge-
stellt oder beendet wurde.

Vorab ist festzuhalten, dass die Anzahl 
der Anleger und der Ermittlungsverfahren 
nicht identisch ist, da neben dem auf einem 
Datenträger namentlich genannten Anleger 
selbst in verschiedenen Fällen gegebenen-
falls auch noch Ermittlungsverfahren gegen 
weitere Personen (z.B. Ehegatten) einzulei-
ten waren.

Soweit Zahlen zusammengestellt wer-
den konnten, sind bislang gegen minde-
stens 3413 Personen aus Nordrhein-West-
falen Ermittlungsverfahren eingeleitet 
worden. Elf Beschuldigte wurden durch 
Erlass von Strafbefehlen zu Geldstrafen 
verurteilt. Bezüglich 80  Beschuldigter 
wurde gemäss § 153a  StPO (Einstellung 
nach Erfüllung von Auflagen) verfahren. 
Die Verfahren gegen 14 Beschuldigte wur-
den nach § 153 StPO (Einstellung wegen 
Geringfügigkeit) und gegen 709 Beschul-
digte gemäss § 170 Absatz 2 StPO (Ein-
stellung mangels Tatnachweises) einge-
stellt. Bezüglich 89 weiterer Beschuldigter 
wurden die Verfahren auf andere Weise er-
ledigt (Abgabe der Verfahren, Verbindung 
der Verfahren).
	 Anmerkung: Ein Skandal: 723 Verfah-

ren wurden gegen unschuldige – steuer-
ehrliche – Bürger geführt, die sich nichts 
zuschulden kommen liessen und ihr 
korrekt versteuertes Vermögen in der 
Schweiz gut angelegt hatten. Für diese 
723 «Verdachtsfälle», die nur durch das 
kriminelle Zusammenwirken zwischen 
Datendieb und «Datenhehler» zu Unrecht 
der Verfolgung durch die NRW-Behörden 
ausgesetzt waren, wurde ein nicht uner-
heblicher Anteil des Diebeslohnes inve-
stiert. Dem Verfasser fehlen alle Worte, 
um das Mass seiner Empörung noch mit 
der gebotenen Zurückhaltung zu artiku-
lieren!

5. Wie hoch sind die Gesamteinnahmen für 
den Fiskus des Landes NRW aus den Ver-
urteilungen bzw. Vergleichen der Personen 
aus Frage 4, aufgeschlüsselt nach Ankauf-
vorgängen?
Falls der Fragesteller die Gesamteinnahmen 
für das Land NRW inklusive Steuernach-
zahlungen gemeint haben sollte, gab es ein 

Aufkommen aus den CD-Auswertungen und 
Selbstanzeigen in Höhe von 425,3 Millionen 
Euro.

Aus den Verurteilungen und Verfahrens-
einstellungen beträgt die Summe der Geld-
strafen und Geldauflagen – soweit Zahlen 
zusammengestellt werden konnten – derzeit 
etwa 2,8 Millionen Euro.

Darüber hinaus wurden durch die nord
rhein-westfälische Justiz sogenannte Ver-
bandsgeldbussen gemäss § 30  OWiG 
festgesetzt. Diese betrugen insgesamt 
197,5  Millionen Euro und flossen in den 
Haushalt des Landes Nordrhein-Westfalen.
	 Anmerkung: Inzwischen dürfte es auch 

für den Dümmsten klar geworden sein: Es 
geht dem NRW-Finanzminister in Wirk-
lichkeit nicht um «Steuergerechtigkeit», 
sondern um die Verbreitung von Angst 
unter den Steuerpflichtigen und um die 
daraus folgende Mehrung der Selbstanzei-
gen nach § 371 der Abgabenordnung (AO). 
Diese führen nämlich nur noch in den sel-
tensten Fällen zur Straflosigkeit, und dafür 
müssen sie schon sehr professionell – am 
besten durch einen Fachanwalt für Steuer-
recht – dargestellt werden!

II. Resümee

Der Autor darf an dieser Stelle daran erin-
nern, dass er schon in einem Brief vom 5. Fe-
bruar 2010 an die damalige Vorsteherin des 
Eidgenössischen Departements für auswär-
tige Angelegenheiten (EDA), Frau Bundesrä-
tin Micheline Calmy-Rey, schrieb:

«Allerdings bin ich davon überzeugt, dass 
die deutschen Behörden den illegalen Kauf 
der Daten noch kurzfristig verzögern wer-
den, um über die gleichgeschalteten Medien 
in Deutschland zur strafbefreienden Selbstan-
zeige aufzurufen. Solange kein Steuerhinter-
zieher positiv weiss, ob auch seine Daten auf 
der CD enthalten sind, werden wahrschein-
lich nicht wenige Steuerhinterzieher eine 
Selbstanzeige erstatten, obwohl sie durch die 
Daten-Sammlung selbst nicht enttarnt wer-
den könnten.

Diese kurze Frist sollte die Schweiz nut-
zen und bei dem Internationalen Gerichts-
hof der Vereinten Nationen in Den Haag eine 
Unterlassungsklage gegen die Bundesrepu-
blik Deutschland einreichen, sowie um den 
Erlass einer einstweiligen Anordnung zu be-
antragen,
«Request for the indication of Provisional Measures» 

«Demande en indication de mesures conservatoires»

durch welche der Internationale Gerichtshof 
der Bundesrepublik Deutschland den Kauf 
der Daten zumindest vorläufig und bis zu 
einem Urteil in der Hauptsache verbietet.»3

3) Auszugsweise veröffentlicht in «Deutschland, 
Liechtenstein, die Schweiz und das Völkerrecht» 
(Newsletter Steuerrecht vom 22.02.2010, Seite 3, 
Quelle: www.muenster-seminare.de/24505.pdf), und 
unter der URL: www.Staatsklage.de

Damals wurde das Land Nordrhein-Westfa-
len noch von Jürgen Rüttgers (CDU) und sei-
nem Finanzminister Helmut Linssen (CDU) 
regiert, und seitdem hat sich nichts geändert, 
die kriminellen Methoden der Staatsgewalt 
sind unverändert geblieben. Warum sollte 
man sie auch ändern?

Fazit: «Die Methode Borjans» ist gar 
keine solche! Wahrscheinlich hat sie auch 
den Namen Linssen nicht verdient. Ange-
fangen hatte das unwürdige Spiel nämlich 
im Jahr 2008, als der damalige Bundesmi-
nister Peer Steinbrück als «Datenhehler» 
des liechtensteinischen Datendiebes Hein-
rich Kieber in das Licht der Öffentlichkeit 
trat und ein Klima der Angst erzeugte. Kein 
Steuerhinterzieher wusste, ob er durch die 
gestohlenen Bankkundendaten schon ent-
deckt war, aber die Zahl der Selbstanzei-
gen stieg nach Steinbrücks Empfehlungen 
sprunghaft an.

Angst als Mittel der Politik? So etwas gab 
es in Westdeutschland seit 1945 nicht mehr!

III. Wer ist Norbert Walter-Borjans?

Norbert Walter-Borjans (SPD) ist also nicht 
der Erfinder des Systems, das älter ist als 
seine Amtszeit im Düsseldorfer Finanzmi-
nisterium. Angst als Druckmittel ist zwar 

Angst erzeugen ist das Mittel deutscher Politik gegen die Schweiz
von Dr. René Schneider

Fortsetzung auf Seite 5

«‹Wendet das Völkerrecht …» 
Fortsetzung von Seite 3

Arbeitslosigkeit sind die Ergebnisse unver-
antwortlicher Markttätigkeiten.»

Zu den Hindernissen beim Erreichen einer 
menschlicheren Weltordnung zählt der Ex-
perte «die Status-quo-Mentalität und die all-
gemeine Trägheit, welche notwendige Re-
formen verzögern, ebenso wie eigennützige 
Interessen und Privilegien. Ein Paradig-
menwechsel, weg von kurzfristiger räuberi-
scher Wirtschaft und statt dessen ein Über-
denken der Werte, die das gesamte Bauwerk 
der Menschenrechte anregen, sind nötig. Be-
dingung für nachhaltige Veränderung ist die 
praktische Anerkennung des Menschenrechts 
auf Frieden und eine Umstellung der Prioritä-
ten weg vom Krieg hin zu Abrüstung und zur 
Verwirklichung der Millenniumsziele und für 
die Zeit nach 2015.»	 •
Quelle: Alfred de Zayas, www.alfreddezayas.com
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In den letzten 30  Jahren haben sich die 
Grundsätze und Verhaltensweisen unserer 
Gesellschaft fundamental verändert. Nach 
angelsächsischem Vorbild sind wir eine unzu-
friedene Gesellschaft, süchtig nach oberfläch-
lichem Lebensspass (Spassgesellschaft) und 
gierig nach mehr Wohlstand (Wohlstandsge-
sellschaft) geworden. 
–	 Gewerkschaften und Werbung predi-

gen uns täglich, dass wir mehr verdienen 
müssten, und

–	 Konzerne und Arbeitgeberverbände for-
dern uns auf, immer mehr zu arbeiten, 

–	 damit wir auf Druck der Massenwerbung 
immer mehr Güter anschaffen. 

Unsere Ansprüche wurden immer höher ge-
schraubt. Nicht nur in der normalen Lebens-
haltung, sondern auch im Urlaub, in den 
Anforderungen an den Gesundheitsdienst 
und in der Sicherung unserer Lebensgrund-
lagen einschliesslich unserer Mindestsozi-
albezüge. Diese höheren Ansprüche waren 
nur durch immer höhere Ausbeutung der 
Menschen selbst sowie der Ressourcen un-
serer Welt und der Umwelt überhaupt zu er-
reichen. 

Vor allem die Politik hat immer höhere 
Anforderungen an uns gestellt. Die stän-
dig wachsenden Steuern und Sozialabga-
ben verschlingen mehr als zwei Drittel un-
serer Bruttobezüge und lassen uns netto 
immer weniger (weniger als ein Drittel) zur 
Verfügung. 

Zwei Drittel aller öffentlichen Finanzen 
werden nicht mehr für sinnvolle staatliche 
Aufgaben, sondern für die Umverteilung 
unter den Bevölkerungsgruppen, für Europa, 
für Konzerne und in der ganzen Welt in An-
spruch genommen. Obendrein wird auch 
noch nicht nur die grösste inländische Ver-
schuldung riskiert, sondern eine vielfache, 
hemmungslose europäische Schuldenhaf-
tung, als ob mit der Geldflut kein Ende wäre. 

Die Grenzen des Wachstums

Inzwischen merken wir nicht nur an den 
Ressourcen die Grenzen unseres Wachstums 
– der Ölpreis steigt ständig, auch die Mine-
ral- und Metallpreise haben sich in den letz-
ten drei Jahren mehr als verdoppelt. Immer 
mehr Menschen merken auch, dass ihre in-
dividuelle Leistungsfähigkeit die wachsen-
den Anforderungen in Arbeit und Leben 
nicht mehr trägt. Der Zusammenbruch durch 
Burnout ist inzwischen eine Volkskrankheit 
und zeigt uns, dass wir nicht mehr immer 
mehr arbeiten und dadurch nicht mehr 
immer mehr verdienen und mehr anschaf-
fen können. Unsere Ansprüche werden sin-
ken müssen. 

Die Finanzkrise wird zunehmend auch zur 
Wirtschafts-, zur Arbeitsmarkt- und zur Kon-
sumkrise und zeigt uns, dass offenbar in der 
Vergangenheit Blasen entstanden sind, für die 
wir büssen müssen.

Das gilt auch für den Moloch Staat und 
die durch Umverteilung über alle Einnah-
men hinausgewachsenen Ausgaben, die 
sich in einer wachsenden Verschuldung 
der Staaten niedergeschlagen haben. Die 
ersten Staaten stossen bereits an ihre fi-

nanziellen Grenzen. Diese Erscheinung 
wird reihum gehen und in jeder Hinsicht 
die Grenzen der öffentlichen Üppigkeiten 
aufzeigen. 

Das Ende des Wohlstandes 

Unsere Politik hat zu Lasten unserer Bevölke-
rung in den letzten Jahrzehnten verhängnis-
volle Zersetzungserscheinungen produziert 
bzw. geduldet.
•	 Durch hemmungslose Immigration wurde 

Deutschland vorsätzlich nivelliert in Reli-
gion, in Bildung und in Kultur. Die Mehr-
zahl der Immigranten ist nicht zur Arbeit 
nach Deutschland gekommen, sondern 
um vom üppigen Sozialsystem mitzule-
ben (Sozialimmigration). Jeder auf dem 
Markt Arbeitende muss deshalb bereits 
zwei Personen (einschliesslich seiner An-
gehörigen) miternähren. Wer mehr ver-
dient, entsprechend mehr. 

•	 Gleichzeitig hat uns unsere Politik dem 
internationalen Wettbewerb mit Billig-
ländern ausgesetzt, die keine Sozial
abgaben kennen, keinen Patent- und 
Rechtsschutz, deren Löhne nur ein Vier-
tel oder ein Fünftel unserer betragen und 
die vor allem nicht die hohen Lohnne-
benkosten mitschleppen müssen, die 
wir an Steuern und Sozialabgaben welt-
weit am höchsten erarbeiten müssen. 
Die deutsche Wettbewerbfähigkeit lässt 
ständig nach. In der nächsten Generation 
werden wir vielen heutigen Entwick-
lungsländern gegenüber nicht mehr wett-
bewerbsfähig sein, weil wir ihnen unsere 
Technik und unser Know-how gebracht 
haben, diese aber dann die gleichen Pro-
dukte zu einem Bruchteil unserer Kosten 
zurückliefern können. Das Beispiel der 
Airbus-Produktion in China steht war-
nend für viele. 

•	 Zugleich hat unsere Politik durch Zen-
tralisierung in Europa immer mehr an 
Demokratie abgebaut und immer mehr 
nationale Normen, Eigenheiten und 
Dienstleistungen europazentral nivel-
liert. Unsere führenden Parteien bejubeln 
den Weg aus dem ehemals wirtschaftlich 
gesunden Nationalstaat Deutschland in 
das wirtschaftlich kranke, finanziell tau-
melnde und degenerierte Gesamteuropa. 
Schon zeigt sich im Finanzcrash, dass 
die übertriebene Gier der internationalen 
Banken und die hemmungslose Transfer-
finanzierung des Wohlstandsstaates tau-
meln. Die Party geht zu Ende, und die 
Rechnung kommt nun. Niemand will sie 
zahlen. Die Zocker-Täter hinterlassen uns 
Bürgern die Zeche. 

•	 Zusätzlich deutet sich ein Sozialkollaps 
an. Die Politik gibt auf breiter Front zu, 
dass die Renten mit dem heutigen System 
nicht mehr sicher sind, dass die künftigen 
Rentner um ihre Existenz fürchten müs-
sen, dass man offenbar ein ungerechtes 
Umverteilungssystem der Renten zu kurz-
sichtig und zu üppig konstruiert hat. Glei-
ches gilt für das Gesundheitssystem. Die 
Politik hat uns durch Wahlbestechungen 
soziale Üppigkeit gewährt, die sie nicht 

hätte gewähren dürfen, die unbezahlbar 
sind und die nun aufbrechen. 

Die verarmende Gesellschaft

Der jetzige Finanzcrash ist noch nicht be-
endet. Er wird sich voraussichtlich in einer 
Wirtschafts-, Gesellschafts- und Staatskrise 
fortsetzen. Dann werden die für Europa 
übernommenen Schulden zu einer drama-
tischen Inflation führen und viele Verlierer 
nach sich ziehen. 

Wer verliert?
–	 Hauptverlierer in jeder Inflation sind die 

Sparer, welche einen Nominalanspruch 
haben, der aber bei wachsender Inflation 
sich immer mehr im Wert verflüchtigt. 

–	 Verlierer sind auch die Rentner, welche 
eine der Inflation entsprechende Renten
erhöhung nicht erwarten können. Selbst 
bei gleicher Rentenhöhe wird also der Re-
alwert der Rente immer weniger und viele 
Rentner verarmen. 

–	 Verarmen wird auch das Sozialklientel. 
Die Hartz-IV-Bezieher und sonstigen So-
zialbezieher werden mit heutigen Sozial-
leistungen nicht mehr rechnen können. 
Zumindest wertmässig nicht mehr. Sie 
werden sich also nicht mehr darauf verlas-
sen können, dass der Staat sie voll unter-
hält. Sie müssen sich künftig auch selbst 
um Unterhalt mitbemühen. 

–	 Wenn die Sozialklientel verarmt, werden 
auch die Sozialfunktionäre ihre heute üp-
pigen Gehälter nicht mehr erwarten kön-
nen, werden die Gelder nicht da sein, um 
so viele Sozialbetreuer und so hohe Gehäl-
ter dieser Funktionäre zu bezahlen. Dies 
gilt auch für unseren üppigen Gesundheits-
dienst, der zahlen- und einkommensmäs-
sig zurückgefahren werden muss, wenn die 
Sozialabgaben nicht mehr ausreichend zur 
Verfügungen stehen, von denen sie leben. 

–	 In jeder verarmenden Gesellschaft bleiben 
auch die öffentlichen Diener nicht ausge-
schlossen. Wir haben die höchsten öffent-
lichen Gehälter der deutschen Geschichte. 
Dies kann nicht so bleiben. Wie Griechen-
land zeigt, muss der öffentliche Dienst mit 
drastischen Reduzierungen rechnen. 

–	 Aber auch der Mittelstand wird leiden und 
schrumpfen. Viele leitende und führende 
Angestellte werden ihr hohes Gehalt ver-
lieren. Auch viele der heute 4 Millionen 
Selbständigen werden die Wirtschaftskrise 
nicht überstehen. Der heute etwa 40% der 
Bevölkerung ausmachende Mittelstand 
wird – wie die Krisengeschichte zeigt – 
voraussichtlich auf die Hälfte zurückfal-
len, das heisst viele mittelständische Fami-
lien werden in die Unterschicht abrutschen 
und verarmen. 

–	 Bleibt noch die Arbeiterschaft, die nicht 
nur durch Lohnkürzungen, sondern auch 
durch Entlassungen verarmen und vielfäl-
tig in Not geraten wird. 

Man braucht nur die Geschichte der Krisen 
in den verschiedenen Ländern nachzulesen. 
Immer waren es die gleichen vorgenann-
ten Erscheinungen, welche ehemals reiche 
Länder durch Gier und Üppigkeit verar-

men liessen, was immer zu Lasten der brei-
ten Bevölkerung ging, aber die Oberschicht 
meistens aussparte. 

Überlebensregeln 

Wer glaubt, dass die Krise zur Verarmung 
der Bevölkerung führe und sich selbst eben-
falls gefährdet sieht, sollte etwas dagegen 
tun. Meine Generation der Nachkriegszeit hat 
erlebt, womit man aus dem Nichts überleben 
und wieder aufsteigen konnte: 
–	 Die wichtigste Vorsorge für jede Krise 

ist die eigene Maximalbildung. Wer mehr 
Bildung und Kenntnisse und Fähigkeiten 
als andere in der Gesellschaft hat, wird 
immer gesucht sein und deshalb bessere 
Existenzchancen als andere haben. Nicht 
umsonst haben frühere Bildungspolitiker 
gerade den unteren Bevölkerungsschich-
ten Bildung als wichtigste Überlebens- 
und Aufstiegschance empfohlen. 

–	 Die auf uns zukommende Überschuldung 
und Geldentwertung (Inflation) schadet 
vor allem denjenigen, die monetäre Werte 
besitzen. Wer dagegen Sachwerte besitzt, 
wird von der Inflation weniger betroffen. 
Sachwerte erhöhen relativ ihren Wert. Also 
gilt als Vorsorgeregel: Vom Geldwert in 
Sachwerte umsteigen. Rechtzeitig versu-
chen, alle Geldanlagen durch Sachwerte 
abzusichern. 

–	 Zu den wichtigsten Sachanlagen gehö-
ren die eigenen vier Wände. Wer in ei-
genen vier Wänden wohnt, spart auch 
in der Krise eine Miete, steht also mit 
gleichem verfügbaren Einkommen er-
heblich besser da als andere, die von 
diesem Nettoeinkommen noch Miete 
zahlen müssen. 

–	 Gefährlich sind auch Schulden. Wer in 
Krisenzeiten Schulden bedienen muss, 
hat weniger verfügbares Einkommen als 
derjenige, der schuldenfrei ist. Er hat also 
auch einen niedrigeren Lebensstandard. 
Eine der wichtigsten Regeln ist also, in der 
Krise schuldenfrei zu sein. 

–	 Ist der Wohlstand vorbei, werden wir alle 
lernen müssen, wieder sparsam zu wer-
den und zu bleiben. Sparsamkeit wird 
wieder eine Tugend werden, die überle-
bensnotwendig ist und über den Lebens-
standard entscheidet. Viele Leute werden 
dies neu lernen müssen. Wer sich zuerst 
darauf einstellt, hat die grössten Überle-
benschancen. 

Aus der Wohlstandsphase und der Le-
bens- bzw. Wohlstandsgier, in der wir nie 
genung hatten, werden wir schon bald in 
die Phase der Bescheidenheit kommen, in 
der viele Menschen nicht mehr genug zum 
Leben haben werden. Es hilft dazu nicht, 
die treulosen Politiker, Banker und Mana-
ger zu verfluchen, welche uns in diese Situa-
tion gebracht haben; die Täter tragen nicht 
die Folgen, sondern jeder Einzelne von uns. 
Darum: Wer sich zuerst darauf einstellt und 
seine Einstellung, seinen Lebensstil und 
seine Vermögensdisposition darauf hin ori-
entiert, wird die auf uns zukommenden ma-
geren Jahre am besten überstehen. 	 •

«Wir müssen lernen, wieder sparsam zu werden»
von Prof. Dr. Eberhard Hamer

im Rechtsstaat nicht vorgesehen, aber sie 
passt zu der bisher politischen Karriere 
eines Mannes, der beruflich nomadisiert 
und nur seinen eigenen Vorteil sucht. Dafür 
ist ihm der Platz an der Seite der Möch-
tegernbundeskanzlerin Hannelore Kraft 
(SPD) höchst willkommen. In der aktuellen 
Wirtschafts- und Finanzzeitung Euro am 
Sonntag vom 17.9.2012 wird der umtriebige 
NRW-Finanzminister als ein «Besessener» 
beschrieben:4

«Mit Kämpfen – und auch mit Niederla-
gen – kennt er sich bestens aus. Mit ihm im 
Team verlor die SPD zwei Landtagswahlen. 
Schliesslich Finanzminister, scheiterte der 
unter seiner Federführung von der rot-grü-
nen Regierung eingebrachte Nachtragshaus-
halt für 2010. Auch sein Gesamthaushalt für 

2012 scheiterte, als Rot-Grün von der Op-
position mit einer Stimme überboten wurde.

Vor gut neun Wochen gab es dann die näch-
ste Klatsche. Das Bundesverwaltungsgericht 
in Leipzig kassierte Walter-Borjans Lieblings-
kind, die hauptsächlich unter dem Namen 
«Bettensteuer» bekannte Kulturförderabgabe: 
teilweise verfassungswidrig. Da hatte den ge-
bürtigen Krefelder wohl sein alter Wunsch, die 
Welt zu verbessern, geritten. Schon 1986 war 
er an der Gründung des für eine ökologische 
Verkehrspolitik eintretenden Verkehrsclubs 
Deutschland (VCD) beteiligt.

Seine mittlerweile langjährige Partner-
schaft mit der Politik war keine Liebe auf 
den ersten Blick. In der Tat wechselte Wal-
ter-Borjans seinen Berufsweg mindestens 
genauso oft wie seine Brillengestelle. Am 
17. September 1952 in Krefeld-Uerdingen 
geboren, studierte der Sohn eines Schrei-
ners und einer Schneiderin im Anschluss an 

sein Abitur zunächst von 1971 bis 1972 In-
formatik, brach das Studium aber ab und 
wechselte zur Wirtschaft. 1978 verliess er 
als Diplom-Volkswirt die Bonner Uni, um 
1982 an der Universität zu Köln in Staats- 
und Wirtschaftswissenschaften zu promovie-
ren. Den weiteren beruflichen Werdegang 
markieren Stellen in der freien Wirtschaft 
und der Wissenschaft. 1984 holte ihn Johan-
nes Rau in die Politik. Walter-Borjans war 
zunächst Referent in der Staatskanzlei des 
Landes Nordrhein-Westfalen, später Regie-
rungssprecher.

Heute sitzt der Vater von vier Kindern nicht 
nur auf dem Stuhl des Finanzministers, er ist 
nebenbei noch Beirat der Deutsche-Bundes-
bank-Filiale in Düsseldorf, Vorsitzender des 
Finanzausschusses des Bundesrats und der Fi-
nanzministerkonferenz und vertritt sein Land 
in den Aufsichtsräten der NRW Bank, Ruhr-
kohle AG und der WestLB. Manche – auch in-

nerhalb der SPD – lästern, Walter-Borjans 
schaffe mehr Probleme, als er löse.»
4) «Der besessene Steuersünder-Jäger» (von Ann-
Christine Brunen), in: «Euro am Sonntag» vom 
17.09.2012, www.finanzen.net/nachricht/private-fi-
nanzen/Steuer-CDs-NRW-Finanzminister-Der- be-
sessene-Steuersuender-Jaeger-2049800

Ceterum censeo: Das Problem der «Daten-
hehlerei» von illegal beschafften Bankkun-
dendaten und die damit verbundenen schäd-
lichen Auswirkungen auf den Finanzplatz 
Schweiz können nur durch eine auf Unter-
lassung und Wiedergutmachung gerichtete 
Staatsklage der Schweiz gegen Deutschland 
vor dem Internationalen Gerichtshof (IGH) 
in Den Haag beendet werden.	 •

Quelle: Völkerrechtliche Vereinigung. Verein zur 
Förderung einer Staatsklage der Schweiz gegen 
Deutschland. 
www.Staatsklage.de, No. 25505 vom 21.9.2012

«Angst erzeugen ist das Mittel …» 
Fortsetzung von Seite 4
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Für Thomas Hoyer ist der Euro geschei-
tert. Der Unternehmer sieht in der Gemein-
schaftswährung Zeichen eines Putsches 
gegen den deutschen Staat. 

Der Ökonom Eugen von Böhm-Bawerk hat ge-
lehrt: «Politische Macht vermag das ökonomi-
sche Gesetz niemals ausser Kraft zu setzen.»

Um statt Euro ein paar Eulen nach Athen 
zu tragen: Die Einheitswährung ist geschei-
tert. Mit dem Versuch, die Gesetze der Öko-
nomie zu überlisten, ist die EU gescheitert 
wie einst der Ostblock. Das wissen auch 
Merkel, Schäuble, Steinmeier und Konsor-
ten. Aber sie machen weiter und damit alles 
noch schlimmer. Der permanente Rettungs-
schirm (ESM) und der Fiskalpakt werden 
kommen, daran ändert kein Richterspruch 
etwas. Der «hochspannende Versuch» (Wolf-
gang Schäuble), die Wirklichkeit der Euro-
Ideologie anzupassen, geht weiter.

Die neuen Gesetze heben das Königsrecht 
des Parlaments, das Budgetrecht, weitge-
hend auf. Damit beschleunigt sich die Kern-
schmelze des deutschen Staates. Wir befin-
den uns in einem mit bürokratischen Mitteln 
herbeigeführten Putsch. Ausgerechnet die 
Linkspartei hat das mit der nötigen Klar-
heit ausgedrückt. Souveränitätsrechte und 
Volksvermögen werden gegen Bemühungs-
zusagen für «Schuldenbremsen» verschleu-
dert. Die Ministerpräsidenten der Bundes-
länder rühmen sich, für ihre Zustimmung 
mehr Geld für Kindergartenplätze erhandelt 
zu haben: Politik auf dem Niveau des infan-
tilen Schwachsinns.

Das Ergebnis? Deutschland ist isoliert. Die 
europäischen Völker giften sich an. Weil sie 
nicht weiterwissen, verlagern die Parlamenta-
rier immer mehr Kompetenzen nach Brüssel. 
Doch ein Kompetenzzuwachs der EU-Zen-
trale bedeutet nicht, dass diese plötzlich von 
einem europäischen Geist erfüllt wird. Die 
Mitarbeiter bleiben Vertreter ihrer Länder, die 
ihre Einzelinteressen dann noch ungehemmter 
ausleben können. Angela Merkel hat das De-
saster nicht angerichtet, sie kämpft mit dem 
Erbe von Kohl, Waigel, Schröder, Schäuble.

Das politische Bewusstsein, das zum Ver-
ständnis der neuen aussenpolitischen Lage 
notwendig gewesen wäre, blieb aus. Erfüllt 
von einer politischen Romantik liess man sich 
auf den Euro ein. Doch die Geschichte, wusste 
Bismarck, arbeitet präziser als die preussische 
Oberrechnungskammer, und tatsächlich hat 
sie es dahin gebracht, dass die Bundesrepu-
blik sich der DDR annähert, allerdings ohne 
die Aussicht auf Rettung. Wir können nicht 
länger mit den Begriffen einer Demokratie ar-
gumentieren, denn diese existiert nur schein-
bar. Wir befinden uns in einem Zustand der 
gesellschaftlichen Agonie und politischen 
Anomie, also Gesetzlosigkeit. Die Verträge – 
Maastricht! – sind erwiesenermassen nichts 
wert, auch das Grundgesetz ist bloss eine Ver-
fügungsmasse. Das Gesetz gilt nur dort unein-
geschränkt, wo es sich zur Repression gegen 
den steuerzahlenden Bürger eignet. Ein auf 
dieser Währung aufgebauter europäischer Su-
perstaat ist eine Zwangsgemeinschaft, gegen 
die sich alle besseren Instinkte wehren. Wer 
die Freiheit liebt, entwickelt Gegenstrategien, 

um sich wenigstens privat gegen Ausplünde-
rung und Gleichmacherei zu wehren. Der Su-
perstaat wird daher aus Gründen des Selbster-
halts an die schlechten Instinkte appellieren. 
Bespitzelung, Überwachung, Denunziation 
und die Erfindung immer neuer Meinungsver-
brechen werden zunehmen.

Wolfgang Schäuble lässt im Spiegel-Inter-
view keinen Zweifel daran, welches Motiv ihn 
antreibt. Der Minister will die Ersetzung des 
Nationalstaates durch einen europäischen Su-
perstaat. Die EU-Kommission müsse sich zu 
einer «echten Regierung» entwickeln, auch 
wenn es «zu nationalen Reflexen» komme.

Im Schatten des Euro-Desasters zeichnet 
sich eine politische Revolution von oben ab. 
Für die Pleitestaaten hat sich mit dem Zau-
berwort «Fiskalunion» und der damit ver-
bundenen Vergemeinschaftung des deutschen 
Haushaltes eine regelrechte Bonanza aufge-
tan. Deutsche Steuergelder, deutsche Bonität 
als zur Plünderung freigegebene ergiebige 
Goldmine.

Warum macht das unsere politische Füh-
rung mit? Die Euro-Krise ist nur der Kata-
lysator für das Ziel einer politischen Union 
Europas. Dazu muss jedoch die deutsche 
Verfassung geknackt werden, die den Euro-
Rettern via Bundesverfassungsgericht stän-
dig im Wege steht. Dass Schäuble den deut-
schen Souverän nicht mehr fürchtet, machte 
er im Spiegel deutlich, indem er eine Volks-
abstimmung ins Spiel bringt, um den Ab-
schied vom Nationalstaat juristisch zu 
besiegeln. Der Präsident des Bundesver-
fassungsgerichts, Andreas Voßkuhle, hatte 

schon im vergangenen Jahr erklärt, man 
steuere «offensichtlich» auf eine Volksab-
stimmung zu, weil nur so weitere Kompe-
tenzverlagerungen mit dem Grundgesetz zu 
vereinbaren seien.

Es steht nun zu befürchten, dass die Bun-
desregierung im Verein mit «gesellschaft-
lich relevanten Kräften» die Deutschen nö-
tigt, dem europäischen Ermächtigungsgesetz 
in einem Akt demokratischen Suizids zuzu-
stimmen. Schäuble frohlockt: «Je mehr die 
Menschen sehen, was auf dem Spiel sieht, 
desto mehr sind sie bereit, die richtigen Kon-
sequenzen zu ziehen.»

Sie werden versuchen, den Putsch gegen 
das eigene Volk als Abstimmung über Krieg 
und Frieden umzudeuten. Gegner von Euro-
Rettung und Fiskalunion werden so zu Ex-
tremisten gestempelt, die den Frieden gefähr-
den. Es wird ein Endkampf um Demokratie 
und nationale Souveränität.

Ich bleibe bei meinem Votum für die Vision, 
die der grosse Charles de Gaulle uns gelehrt 
hat: das Europa der Vaterländer. Der Schatz des 
alten Kontinents ist die Vielfalt seiner Kultu-
ren. Husum und Palermo sind nicht Miami und 
Seattle. Wollte Frau Merkel in die Geschichts-
bücher eingehen, müsste sie den Mut aufbrin-
gen und den erfolgversprechenden Versuch un-
ternehmen, ihren Orwellschen Neusprech zu 
beenden und zur D-Mark zurückzukehren. Von 
der politischen Klasse ist ein solcher Schritt 
momentan nicht zu erwarten.	 •

*	 Thomas Hoyer ist Vorsitzender des Beirats der 
Hoyer Group.

Rückkehr zur D-Mark!
«Ich bleibe bei meinem Votum für die Vision, die der grosse Charles de Gaulle uns gelehrt hat: das 

Europa der Vaterländer. Der Schatz des alten Kontinents ist die Vielfalt seiner Kulturen»
von Thomas Hoyer*

Am 17. September haben 11 Aussenminister 
von Staaten der Europäischen Union (Bel-
gien, Dänemark, Deutschland, Frankreich, 
Italien, Luxemburg, Niederlande, Österreich, 
Polen, Portugal und Spanien) einen 12seiti-
gen Abschlussbericht über ihre Vorstellungen 
für die Zukunft der Europäischen Union vor-
gelegt. Der Bericht geht eindeutig in Rich-
tung von mehr politischer Macht für die In-
stitutionen der EU in Brüssel und Strassburg 
und richtet sich gegen das Subsidiaritäts-
prinzip und gegen eine Fortentwicklung der 
EU etwa in Richtung eines «Europas der Va-
terländer». Ziel ist eine Weltmacht EU – aber 
ohne Recht und Demokratie.

Die Aussenminister wissen, dass die EU bei 
den Bürgern Europas immer weniger Zu-
stimmung findet. So berichtete die «Frank-
furter Allgemeine Zeitung» am 18. Septem-
ber über eine aktuelle Umfrage des Instituts 
TNS Emnid. Demnach war die EU-Skepsis 
in Deutschland noch nie so gross wie heute. 
63 Prozent der Befragten gaben an, dass es 
ihnen persönlich besser gehen würde, wenn 
der Euro nicht eingeführt und die D-Mark 
beibehalten worden wäre. 48  Prozent der 
Befragten glauben nicht mehr, dass die EU 
ihnen persönliche Vorteile bringe. Und nur 
noch 42  Prozent, deutlich weniger als die 
Hälfte der Befragten, glauben, dass der so-
ziale Friede in Deutschland durch die Mit-
gliedschaft in der EU sicherer geworden ist. 
Weitere aktuelle Umfragen, so zum Beispiel 
des Demoskopischen Instituts in Allensbach, 
bestätigen dieses Meinungsbild. Selbst das 
von der EU-Kommission in Auftrag gege-
bene Euro-Barometer kommt zum Ergebnis, 
dass das Vertrauen in die EU «einen histo-
rischen Tiefstand erreicht» hat. Diese kriti-
schen Stimmen nehmen die Aussenminister 
nicht ernst, sondern sie tun sie mit der For-
mel ab: «In vielen Teilen Europas sind Natio-
nalismus und Populismus auf dem Vormarsch 
[…].» Das erinnert doch sehr an das Verhal-
ten von Diktatoren, die jede Kritik als fin-
stere Machenschaft abtun und den Bezug zur 
Realität mehr und mehr verlieren.

Das Papier der Aussenminister konzen-
triert sich auf zwei Kernforderungen. Zuerst 
schreiben sie: «Die Stärkung der Wirtschafts- 
und Währungsunion hat absolute Priorität.» 
Als weiteres Ziel streben sie, ohne es direkt 
so zu nennen, eine mehr oder weniger völlige 
Entmachtung der Nationalstaaten in zentralen 
Politikbereichen an.

Beim ersten Ziel streben die Aussenmini-
ster zuerst ein Ende der nationalen Haushalts-
hoheit an. Die Minister bezeichnen dies als 
«integrierten Finanzrahmen» und «integrier-
ten Haushaltsrahmen». Dazu soll es «wirk-
same Überwachungsbefugnisse mit kon-
kreten Kompetenzen für die europäischen 
Institutionen zur Überwachung der Haus-
halte und Umsetzung der fiskalpolitischen 
Massnahmen der Mitgliedstaaten» geben, so 
wie sie schon jetzt in Ansätzen mit dem soge-
nannten Fiskalpakt beschlossen wurden.

Sobald aber die Euro-Krise überwunden 
sei, so die Minister, müsse die EU grosse 
Schritte tun, «um ein stärkerer Akteur auf der 
Weltbühne zu werden». Dazu soll der Aussen-
beauftragte der EU mehr Befugnisse erhal-
ten, die «Gemeinsame Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik» müsse gestärkt werden, im 
gesamten Bereich der «Gemeinsamen Aus-
sen- und Sicherheitspolitik» (GASP) brau-
che es «verstärkt Mehrheitsentscheidungen» 
innerhalb des Europäischen Rates; das heisst 
die Aussen-, Sicherheits- und Verteidigungs
politik der EU soll sich dann auch gegen den 
Willen eines EU-Mitgliedstaates richten kön-
nen. Schliesslich soll eine einheitliche EU-
Verteidigungspolitik mit einer EU-Armee an-
gestrebt werden. Offensichtlich geht es den 
Aussenministern vor allem um eine kriegs-
fähige und kriegsbereite EU. Unterschiedli-
che Positionen zwischen den Mitgliedstaaten 
der EU, so wie es sie beim Irak- und beim 
Libyen-Krieg gegeben hat, sollen künftig per 
Mehrheitsentscheid übergangen werden.

Als akzeptable Begründung für ihre Forde-
rungen bieten die Aussenminister nichts. Sie 
knüpfen lediglich an ein verbreitetes Vorurteil 
an; 57 Prozent der Befragten in der oben ge-
nannten Umfrage glauben nämlich, dass die 

EU notwendig sei, um «in Zukunft mit den 
Grossmächten China, Vereinigte Staaten von 
Amerika, Russland oder Indien wirtschaftlich 
mithalten zu können». So behaupten die Aus-
senminister, im «sich immer weiter verstär-
kenden Prozess der Globalisierung» und im 
«weltweiten Wettbewerb mit anderen Volks-
wirtschaften, Ideen und Gesellschaftsmodel-
len» könnten die Staaten Europas (interessan-
terweise sprechen die Minister nicht nur von 
der EU, sondern von «Europa» – und mei-
nen das vielleicht auch so) «nur vereint» ihre 
«Werte und Interessen […] wahren». Unter-
schlagen wird dabei, wie erfolgreich gerade 
kleine und freie, demokratische Staaten in 
einem freiheitlichen und gleichberechtigten, 
in einem friedlichen Wettbewerb sein können. 
Die Schweiz ist dafür ein Beispiel in Europa. 
Solche Beispiele gibt es aber auch auf anderen 
Kontinenten. Wenn aber die Aussenminister an 
reine Machtpolitik mit allen Mitteln denken, 
an gewaltige Kriege, dann hat ihre Begründung 
eine gewisse barbarische Logik. Daran werden 
die Bürger, die sich in der Meinungsumfrage 
geäussert haben, wohl kaum gedacht haben.

Selbstverständlich schreiben auch die Aus-
senminister der EU-Staaten von mehr Legiti-
mation und mehr Demokratie. Aber hier wer-
den die Worte doch arg missbraucht. Konkret 
meinen die Aussenminister damit nämlich le-
diglich mehr Befugnisse für das sogenannte 
EU-Parlament und andere EU-Institutionen. 
Aber auch mit mehr Befugnissen kann das 
bürgerferne Gebilde in Strassburg und Brüs-
sel nicht demokratischer werden. Und mehr 
Befugnisse für die EU-Kommission, welche 
die Aussenminister ebenfalls fordern, ist ge-
wiss kein Beitrag für mehr Demokratie.

Die Zukunft Europas braucht einen ande-
ren Weg. Europa kann nur dann eine Zukunft 
haben, wenn es sich tatsächlich auf seine Werte 
besinnt und diese politisch auch umsetzt. Ein 
Gebilde wie die EU kann keine Demokratie 
werden und ist auch gar nicht darauf angelegt. 
Der Politikwissenschaftler Professor Graf Kiel-
mannsegg hat vor ein paar Tagen geschrieben: 
«Wer wollte bezweifeln, dass ein 500-Millio-
nen-Gebilde wie die Europäische Union, zu-

sammengesetzt aus einer Vielzahl von Natio-
nen, nicht in dem Sinne Demokratie sein kann, 
wie es die Gliedstaaten sind? Die Vorstellung, 
es bedürfe nur eines starken europäischen Par-
laments, dann hätten wir auch eine europäische 
Demokratie, ist eine naive Illusion.» («Frank-
furter Allgemeine Zeitung» vom 20. Septem-
ber) Oder eine perfide Täuschung der Bürger! 
Gute Aussenminister hätten gut daran getan, 
die Frage nach der Zukunft Europas ehrlicher 
anzugehen: im Sinne ihres Eides für das Wohl 
der Bürger ihrer Staaten, nicht weiterhin im In-
teresse von wer weiss wem.	 •

Euro-Barometer – Vertrauen in die EU hat  
«historischen Tiefstand erreicht»

Gegen den Willen der Bürger fordern 11 EU-Aussenminister eine Weltmacht EU
von Karl Müller
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Die Entstehung des Kantons Jura am 1. Ja-
nuar 1979 ist ein Musterbeispiel dafür, wie 
ein Konflikt zwischen einer separationswil-
ligen Bevölkerung und dem Staat, dem sie 
angehört, in einer Demokratie gelöst wer-
den kann. Die direktdemokratische Schweiz 
mit ihrer föderalistischen Staatsstruktur eig-
net sich dafür zwar besonders gut, aber auch 
in einer repräsentativen Demokratie wäre 
ein ähnliches Vorgehen möglich. Jeder ver-
nünftige und demokratisch gesinnte Zeitge-
nosse wird einsehen, dass eine Gebietsauf-
teilung in einem rechtlich sauber geregelten 
Ablauf einem jahrzehntelangen Streit oder 
schlimmstenfalls einer «Lösung» mit mi-
litärischen Mitteln vorzuziehen ist. Unab-
dingbare Voraussetzung für eine Gebiets-
aufteilung ist, dass sie von unten, von der 
Bevölkerung her, initiiert wird – keinesfalls 
darf eine Einmischung von aussen der An-
stoss sein. Eine friedliche Lösung ist mög-
lich, wenn alle Beteiligten bereit sind, ihren 
Beitrag dazu zu leisten. Die Geschichte des 
Kantons Jura zeigt, dass dies auch in der 
Schweiz nicht leicht war, sondern ein jahr-
zehntelanges Ringen vieler beteiligter Kräfte 
der Gründung des neuen Kantons voranging.

Es wäre allen Völkern und Volksgruppen 
zu gönnen, wenn die Politiker und Bürger in 
ihren Staaten sich die Zeit nähmen, sich in 
die Entstehungsgeschichte des Kantons Jura 
zu vertiefen. Was hier möglich war, ist über-
all auf der Welt möglich. Der Separations-
wille darf jedoch nicht aus ausländischen 
Geheimdienstbüros aufgepfropft werden, 
sondern muss von unten, aus der Bevölke-
rung kommen. Die Bürger werden es ihrem 
Staat danken, wenn sie über ihre Staatszu-
gehörigkeit selbst entscheiden können: Denn 
demokratische Selbstbestimmung trägt zur 
Zufriedenheit der Menschen bei und öffnet 
ihnen den Weg, aktive Staatsbürger zu wer-
den, die ihre Gemeinden und ihren National-
staat konstruktiv mittragen.

Am 1. Januar 1979 wurde der Kanton Jura als 
26. Kanton der Schweiz gegründet, mit allen 
Rechten und Pflichten eines Schweizer Glied-
staates. Dies war das Ende eines erbitterten und 
langwierigen Streits mit dem Kanton Bern, der 
die abspaltungswilligen Bezirke und Gemein-
den über lange Zeit nicht ziehen lassen wollte. 
Aber es war auch der Kanton Bern, der vom 
Ende der 40ger bis in die 70er Jahre immer 
wieder wichtige Schritte machte und den Weg 
für den neuen Kanton zu ebnen half.

Unfreiwilliger Anschluss  
als Ausgangspunkt 

Wenn die Bewohner eines Gebiets über Jahr-
zehnte oder gar Jahrhunderte eine Trennung 
vom Staat, dem sie angehören, anstreben, hat 
dies in der Regel geschichtliche Ursachen. So 
auch im Falle des Jura. Er wurde am Wiener 
Kongress im Jahr  1815 durch ausländische 
Mächte, die weder die Situation der Jurassier 
kannten, noch diese um ihre Meinung fragten, 
dem Kanton Bern zugeschlagen. Die Spannun-
gen waren vorprogrammiert, denn hier wurden 
zwei ganz unterschiedliche Kulturen zusam-
mengepackt: Die Jurassier waren – und sind es 
bis heute mehrheitlich – katholisch und spra-
chen französisch, während die Berner refor-
miert waren und schweizerdeutsch sprachen. 
An sich wäre es trotzdem möglich, dass sich 
zwei solch verschiedenartige Volksgruppen 
miteinander arrangieren könnten, aber es han-

delte sich natürlich nicht um einen Zusammen-
schluss zweier gleichberechtigter Volksgruppen, 
sondern die Jura-Gebiete wurden der ehemali-
gen Grossmacht Bern angeschlossen und hatten 
sich Berns Willen unterzuordnen. Dementspre-
chend flackerte der Unmut der Jurassier wäh-
rend des 19. und 20. Jahrhunderts immer wieder 
auf und wurde in neuerer Zeit schliesslich zum 
Willen, sich von Bern zu trennen.

Vorgeschichte 

Im Mittelalter gehörte das Gebiet des heuti-
gen Kantons Jura zum Fürstbistum Basel, 
einem bischöflich regierten Territorialstaat. 
Im Jahre 1527 verlegte der Fürstbischof unter 
dem Druck der Reformation seine Residenz 
von Basel nach Porrentruy im Nordjura. Basel 
wurde im 16. Jahrhundert reformiert, ebenso 
die Stadt Bern. Durch den Einfluss der Stadt 
Bern traten die südjurassischen Gebiete, die 
noch heute zum Kanton Bern gehören, zum re-
formierten Glauben über, der Nordjura jedoch 
blieb katholisch und gehörte bis zur Besetzung 
durch französische Revolutionstruppen am 
Ende des 18. Jahrhunderts zum Herrschaftsge-
biet des Fürstbistums. Französisch wurde und 
wird bis heute sowohl im Berner Jura als auch 
im jetzigen Kanton Jura gesprochen. 
Die französischen Besetzer machten im Jahre 
1792 den gesamten Jura kurzerhand zu einem 
Teil der Französischen Republik. Am Wiener 
Kongress 1815 – die Schweiz war zu die-
ser Zeit noch ein Staatenbund – wurden die 
Gebiete des ehemaligen Fürstbistums Basel 
dem Kanton Bern zugesprochen, um diesen 
für den Verlust des Aargaus und der Waadt 
zu entschädigen, die definitiv zu selbständi-
gen Kantonen wurden. Den Siegermächten 
in Wien war natürlich auch daran gelegen, 
dass der immer noch grosse und starke Stand 
Bern die Grenzen zum benachbarten Frank-
reich halten sollte. 

Die Zeit zwischen 1815 und der Grün-
dung des schweizerischen Bundesstaates im 
Jahr 1848 war vom politischen Kampf zwi-
schen liberal-radikalen und katholisch-kon-
servativen Kräften geprägt. So kam es auch 
in den katholischen Teilen des Jura bereits 
im 19. Jahrhundert immer wieder zu Span-

nungen zwischen den Behörden des Kantons 
Bern und der Bevölkerung. 

Affäre Moeckli und  
Berner Verfassungsänderung von 1950

Die Forderung nach einem eigenen Kanton 
war im Lauf der Geschichte immer wieder 
laut geworden, als eigentliches Projekt ent-
wickelte sie sich jedoch erst in der Zeit nach 
dem Zweiten Weltkrieg. Auslöser war die so-
genannte Moeckli-Affäre. Georges Moeckli 
war ein französischsprachiger Regierungs-
rat aus dem Berner Jura. Im September 1947 
wollte Moeckli mit Zustimmung des Gesamt-
regierungsrates nach dem Tod eines Amtskol-
legen das Bau- und Eisenbahndepartement 
übernehmen. Der Grosse Rat (Parlament) des 
Kantons Bern zog aber einen Parteikollegen 
Moecklis aus Grindelwald vor, der deutsch-
sprachig war. Darauf kam es zu einer Pro-
testkundgebung mit über 2000 Teilnehmern 
in Delémont, wo die Gründung eines Kantons 
Jura verlangt wurde. 

In dieser heiklen Situation zeigte es sich, 
dass die Schweizer auf die Frage der Gleich-
berechtigung von Volksgruppen verschiede-
ner Sprachen und Kulturen sensibilisiert sind. 
Die Eidgenossen hatten im Laufe ihrer langen 
Geschichte immer wieder solche oder ähnli-
che Konflikte zu bewältigen – manchmal taten 
sie dies mit mehr, manchmal mit weniger Fin-
gerspitzengefühl. Die Affäre Moeckli war ein 
Missgeschick, das Regierung und Parlament 
des Kantons Bern sogleich in Ordnung zu 
bringen versuchten. Schon 1949 ging das Par-
lament auf die berechtigten Forderungen der 
Jurassier nach Gleichbehandlung der franzö-
sischsprachigen Berner ein und genehmigte 
19 Anträge, welche das Verhältnis zwischen 
Altbern und dem Jura verbessern sollten, so 
unter anderem den Ausbau der Vorlesungen in 
französischer Sprache an der Universität Bern 
oder Umfragen über das Bedürfnis nach einer 
französischsprachigen Schule in der Stadt 
Bern. Dass der Kanton Bern schon vorher 
zwei Amtssprachen hatte, deutsch und franzö-
sisch, ist für die Schweiz selbstverständlich.

1950 wurde der Berner Bevölkerung eine 
Verfassungsänderung zur Abstimmung vor-

gelegt, die in Artikel 1 und 2 der Verfassung 
festhielt, der Kanton umfasse «das Volk des 
alten Kantonsteils und dasjenige des Juras» 
und die Staatsgewalt beruhe «auf der Ge-
samtheit des Volkes im alten Kantonsteil und 
im Jura». Dieser Wortlaut anerkannte aus-
drücklich die Existenz eines eigenen juras-
sischen Volkes. Am 29. Oktober 1950 hiess 
das Berner Volk dieses sogenannte Jura-
Statut mit dem überwältigenden Mehr von 
69 089  Ja gegen 7289 Nein gut, und zwar 
in allen Amtsbezirken, in jenen des Juras 
noch deutlicher als im alten Bernbiet. 1951 
stimmte der Regierungsrat der Schaffung 
einer eigenen Jura-Fahne zu.

Volksinitiative von 1959

Aber der Wunsch vieler Jurassier, sich vom 
Kanton Bern zu trennen und einen eigenen 
Kanton zu gründen, war nicht mehr aufzu-
halten. Anfangs der 50er Jahre organisierten 
sich die jurassischen Separatisten im «Ras-
semblement jurassien (RJ)»: «Ihr Ziel ist die 
Befreiung des Juras aus der bernischen Vor-
mundschaft durch die Schaffung eines unab-
hängigen Staates oder eines Schweizer Kan-
tons.» (www.groupebelier.ch, Übersetzung 
Zeit-Fragen) Allerdings stand die Gründung 
eines von der Schweiz unabhängigen Staates 
nie ernsthaft zur Diskussion. 

Das Rassemblement forderte nun mit einer 
kantonalen Initiative ein kantonales Gesetz 
für die spätere Durchführung eines Plebis-
zites im Jura über die Trennungsfrage. Eine 
Abstimmung im alten Kantonsteil zur Frage, 
ob man den Jura ziehen lassen wolle, sah 
das Volksbegehren nicht vor. Für das Begeh-
ren wurden im ganzen Kanton 23 336 Unter-
schriften gesammelt, davon über 20 600 im 
Jura. Der Berner Regierungsrat beantragte, 
die Initiative für gültig zu erklären und sie 
dem Volk ohne Gegenvorschlag vorzulegen, 
der Grosse Rat stimmte ohne Gegenstimme 
zu. Auch hier wieder sehen wir die Bereit-
schaft der Berner Behörden, den Jurassiern 
entgegenzukommen. Am 5. Juli 1959 wurde 
die Initiative im gesamten Kanton deutlich 
mit 80 141 Nein gegen 23 130 Ja und in den 
sieben jurassischen Amtsbezirken knapp mit 
insgesamt 16 352 Nein gegen 15 159 Ja ver-
worfen. Bereits damals zeichnete sich ab, 
dass nicht alle Jurassier einen eigenen Kan-
ton wollten: Die drei Bezirke Franches Mon-
tagnes, Delémont und Porrentruy – also die-
selben, die dann in den 70er Jahren für die 
Gründung eines Kantons Jura stimmten – 
nahmen für die Möglichkeit eines Plebiszits 
zur Trennung vom Kanton Bern Stellung, 
während Courtelary, das Laufental, Moutier 
und La Neuveville die Vorlage ablehnten. Die 
Stimmbeteiligung betrug im Jura 85%.

Welchen Weg – Gewalt oder Demokratie?

Nachdem der Wunsch nach einer Volksab-
stimmung über die Gründung eines Kanton 
Jura in 3 der 7 Bezirke offen auf dem Tisch 
lag, blieb die Situation unruhig. Bei verschie-
denen Wahlen von Regierungsräten oder ande-
ren hochrangigen Politikern kam es zu Span-
nungen, wenn Kandidaten aus dem Jura eine 
Abfuhr erlitten, was immer wieder zu Unmut 
in der Bevölkerung führte. Eine weitere Es-
kalation entstand, als das Eidgenössische Mi-
litärdepartement in den 50er Jahren in den 
Franches Montagnes einen Panzerwaffenplatz 

Wie man Konflikte zwischen Volksgruppen friedlich löst
Das Beispiel der Gründung des Kantons Jura als Modell auch für andere Länder

von Dr. iur. Marianne Wüthrich

Zum Zwischenfall Georges Moeckli:

«In enger Fühlungnahme mit den ju-
rassischen Grossratsabgeordneten be-
mühten sich die bernischen Kantonsbe-
hörden nach einem ersten ärgerlichen 
Aufwallen gewissenhaft und loyal, das 
entstandene Malaise zu beschwichti-
gen und die berechtigten Begehren des 
Juras zu erfüllen. Anfangs 1949 erklärte 
die Regierung in aller Form das Vorhan-
densein eines starken Juras, der seiner 
eigenen kulturellen und politischen Be-
deutung und seiner Eigenständigkeit 
bewusst sei und diese Werte mit aller 
Klarheit und Folgerichtigkeit zu wah-

ren wisse, liege im Lebensinteresse des 
Kantons Bern.» [...]

Auch in der Frage der Hoheitszeichen 
verhielt sich die bernische Regierung 
grosszügig und ordnete im September 
1951 an, das neuentstandene Jurawappen, 
das den Separatisten als Symbol eines 
künftigen 23. Schweizerkantons gilt, sei 
hinfort als Landesteilwappen neben dem 
Staatswappen zu hissen.» (S. 34)

Quelle: Adolf Gasser. Der Jura und der Kan-
ton Bern. Abdruck aus der Gedenkschrift 

150 Jahre Berner Jura 1815–1965, mit einem 
Nachtrag 1965–1977, Laufen 1977

«Im Zeitalter der wachsenden Staats-
allmacht stellte die Angliederung eines 
welschen Landesteils den deutschspra-
chigen Kanton Bern vor eine schwierige, 
zugleich aber auch schöne Aufgabe. Vor 
allem fiel es ihm zu, den Beweis zu er-
bringen, dass er zwischen der aleman-
nischen und der welschen Schweiz eine 
verbindende Brücke zu schlagen ver-
möge – nach dem Beispiel der andern 
mehrsprachigen Kantone Freiburg, Wal-
lis und Graubünden. Im grossen ganzen 
hat Bern, dessen Hauptstadt seit Jahr-
hunderten stark von der französischen 
Kultur imprägniert war, die überbun-
dene Aufgabe nicht ohne Erfolg gemei-

stert. Zeitweise Reibungen liessen sich 
naturgemäss nicht vermeiden. Schon 
weil die Jurassier in ihrem neuen Staats-
wesen nur eine recht kleine Minderheit 
ausmachten – einen blossen Sechstel 
der Gesamtbevölkerung, um 1880 einen 
Fünftel, heute fast nur noch einen Sieb-
tel – war es auch bei weitestem Entge-
genkommen schwierig, ihnen das fatale 
Gefühl zu nehmen, dass sie im Konflikt-
fall jederzeit majorisiert werden könn-
ten.» (S. 11)

Quelle: Adolf Gasser. Der Jura und der Kan-
ton Bern. Abdruck aus der Gedenkschrift 

150 Jahre Berner Jura 1815–1965, mit einem 
Nachtrag 1965–1977, Laufen 1977
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Zeit-Fragen hat letzte Woche an prominenter 
Stelle den Bettagsaufruf von 113 Parlamen-
tariern zum Thema Dankbarkeit und Genüg-
samkeit abgedruckt. Als säkularer Nichtpar-
lamentarier hätte ich spontan, überzeugt und 
ohne Berührungsängste diesen Aufruf unter-
schrieben, auch wenn er aus religiöser Sicht 
formuliert ist. Weshalb? 

Kurz gesagt: Dankbarkeit und Genügsam-
keit sind in heutiger Zeit zentrale Gegenent-
würfe zur verheerenden Globalisierung mit 
ihrer Gier, dem gewissenlosen Profitdenken 
und dem schrankenlosen Machtstreben.

Wozu rufen unsere Parlamentarier auf?
Zuerst «zum Bewusstsein, dass es in un-

serem Land ein ständiges Suchen nach Aus-
gewogenheit unter den zahlreichen sprachli-
chen, politischen und religiösen Minderheiten 
braucht». Schon alleine dazu braucht es unser 
aller Genügsamkeit in Form von Grossmütig-
keit, Zurückhaltung, Sorgfalt und das Wis-
sen, dass gerade diese Ausgewogenheit der 

Schweiz seit bald zwei Jahrhunderten Frie-
den und Prosperität beschert hat.

«Für diese Freiheit dankbar zu sein», heisst 
doch nichts anderes als sich der geschichtli-
chen Entwicklung und Leistung unserer Vor-
fahren bewusst zu sein. Wir laufen heute Ge-
fahr, in unserer satten Genügsamkeit – die 
aber nichts anderes als bequeme Interesse
losigkeit und mangelndes geschichtliches 
Wissen widerspiegelt – unseren Lebensstan-
dard, die ganzen Errungenschaften zivilisa-
torischer Entwicklung als selbstverständlich 
hinzunehmen. Selten fragen wir uns, woher 
sie kommen, unter welchen Entbehrungen 
und Bedingungen sie geschaffen worden sind.

«Zu beten für Weisheit und gerechtes Han-
deln für all jene, die Verantwortung tragen in 
Staat, Wirtschaft, Kirchen und der Zivilgesell-
schaft» – diesen Teil des Aufrufes würde ich 
persönlich gerne ergänzen mit der ernsthaf-
ten Bitte und dem kompromisslosen Hinweis 
auf die Aufgaben, die uns die Verfassung auf-

erlegt und auf die jeder Politiker geschworen 
hat. Unsere Verfassung ist Vorbild für jeden in 
unserer Gesellschaft. 

«Dass wir uns der Benachteiligten und 
Schwachen in der Schweiz und in der Welt 
annehmen» – dies wäre wohl die adäquate 
Antwort auf unsere Neutralität, und zwar in 
Form von Mediationsangeboten wie damals 
in Evian, wo mit Hilfe der Schweiz 1964 der 
mörderische Algerien-Krieg beendet werden 
konnte. Auch ein Ausstieg aus der PfP (Part-
nership for peace), einer Partnerorganisation 
der Nato, wäre angebracht, dient die Nato 
doch nur imperialer Machtgier.

Kurz gesagt, sind Dankbarkeit und Genüg-
samkeit nicht nur christliche Werte, sie finden 
sich in vielen Religionen. Indigene Völker 
weltweit leben uns diese Werte heute noch in 
eindrücklicher Weise vor. Also Gründe genug, 
diesen berührenden Aufruf zu beherzigen. 

Roland Güttinger

Zum Aufruf von 113 Parlamentariern zum Bettag
Gedanken eines säkularen Nichtparlamentariers

plante. Der Widerstand eines Teils der Bevöl-
kerung hatte zur Folge, dass die Verhandlun-
gen zwischen privaten Landbesitzern und dem 
Bund platzten und das geplante Projekt aus-
serhalb des Juras verwirklicht wurde. Schliess
lich kaufte der Kanton Bern das Territorium 
und verkaufte es dem Bund weiter, der dort 
1962 ein militärisches Pferdezentrum errich-
ten wollte. Eine Gruppe von Jurassiern, inspi-
riert von ausländischen Widerstandsbewegun-
gen im Südtirol oder in Algerien, nutzte die 
Waffenplatzfrage, um ihren Widerstand gegen 
«Bern» – ob Kanton oder Bundeshauptstadt – 
kundzutun, wobei sie teilweise den demokra-
tischen und rechtsstaatlichen Weg verliessen. 

Die militante Jugendorganisation «groupe 
bélier» (frz. für Widder, Rammbock, Sturm-
bock) wurde 1962 gegründet. Die Béliers er-
regten in den 60er und 70er Jahren mit pro-
vokativen Aktionen einige Aufmerksamkeit 
in der Schweizer Bevölkerung. Sie spray-
ten grosse Jura-Flaggen auf die Felsen, mau-
erten in einer Überraschungsaktion die Tür 
des Berner Rathauses zu und drangen mitten 
in der Session lärmend mit der Jura-Fahne in 
den Nationalratssaal ein, was ihnen ein Straf-
verfahren beim Bundesgericht eintrug. So 
wurde die Jura-Frage in der ganzen Schweiz 
zum Diskussionsthema – was auch beabsich-
tigt war. Während die Béliers sich noch mehr 
oder weniger am Rande der Legalität beweg-
ten und auf einige Sympathie stiessen, ent-
stand leider auch eine zweite Organisation, die 
eindeutig kriminelle Taten ausübte: Die Unter-
grundorganisation «Front de libération juras-
sien» beging Brand- und Sprengstoffanschläge 
gegen Militärbaracken, aber auch gegen Ge-
bäude prominenter Antiseparatisten. Einige 
der Täter wurden ermittelt und zu längeren 
Gefängnisstrafen verurteilt. Solcherlei «Wi-
derstandskampf» stiess mit Recht auf wenig 
Verständnis im ganzen Lande, aber auch im 
Jura selbst. Was im Kulturkampf des 19. Jahr-
hunderts noch üblich gewesen war, passte in 
die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts nicht 
mehr – ganz besonders nicht in der Schweiz, 
wo die direkte Demokratie gewaltfreie Wege 
anbietet. Der Separationswille bei der Bevöl-
kerung des Jura blieb aber unvermindert be-
stehen, was sie 1964 an einem «Fest des juras-
sischen Volkes» in Delémont zum Ausdruck 
brachte: über 35 000 Menschen strömten zu-
sammen und bezeugten ihre Verbundenheit 
mit dem Jura und untereinander.

Der demokratische Weg setzt sich durch

Den mutigen Schritt zu einer befriedigen-
den Lösung des Jura-Problems tat schliess
lich die Berner Regierung. In einem Regie-
rungsratsbericht von 1963 hatte sie noch 
jedes Gespräch mit anderen Repräsentanten 
des Juras als den Grossräten (kantonalen Par-
lamentariern) abgelehnt, auch hatte sie jede 
Vermittlung von aussen als Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten des Kantons zu-
rückgewiesen. Schliesslich obsiegte aber die 
Einsicht, dass etwas getan werden musste. Im 
Juni 1967 ernannte der Berner Regierungsrat 
eine Arbeitsgruppe, die Vorschläge zur Lö-
sung der Jura-Frage ausarbeiten sollte. Diese 
«Kommission der 24» bestand aus je 12 Alt-
bernern und Jurassiern der verschiedensten 
Parteien und Richtungen. Auch das Rassem-
blement jurassien – das der Regierungsrat 
bisher nicht als Gesprächspartner akzeptiert 

hatte – wurde in diese Arbeitsgruppe einge-
laden, doch verweigerte es seine Mitarbeit. 
Besonders Regierungsrat Ernst Jaberg ging 
mit demokratischer Gesinnung voran und er-
klärte, wenn die Jurassier eine Abstimmung 
über einen eigenen Kanton wollten, dann 
müsse man sie halt abstimmen lassen.

1968 willigte der Regierungsrat zudem 
im Einverständnis mit dem Bundesrat ein, 
eine «Kommission der guten Dienste» von 
vier «Weisen» einzusetzen. Sie umfasste die 
alt Bundesräte Max Petitpierre und Fried-
rich Traugott Wahlen, den Waadtländer Re-
gierungsrat (und späteren Bundesrat) Pierre 
Graber und den Landammann Raymond 
Broger aus Appenzell-Innerrhoden. Die 
Kommission sollte zwischen den Parteien 
vermitteln, ohne über den Sinn der Reform-
vorschläge ein Urteil abzugeben.

Die – auch für die Schweiz erstmalige – 
Ausarbeitung eines Verfahrens zur Gründung 
eines neuen Kantons, das allen Beteiligten 
so gut wie irgend möglich gerecht werden 
sollte, wurde daraufhin zügig vorangetrieben 
und innert zehn Jahren durchgeführt. 

Die Gründung des Kantons Jura –  
ein Modell

1. Schaffung einer rechtlichen Grundlage 
in der Berner Kantonsverfassung 

Als erstes war eine neue Verfassungsbestim-
mung notwendig, damit eine Volksabstim-
mung im Jura zur Frage seiner Trennung vom 
Kanton überhaupt zulässig war: Über diese 
Grundsatzfrage hatte die Bevölkerung des 
ganzen Kantons zu entscheiden. Am 10. De-
zember 1969 nahm der Grosse Rat ohne Ge-
genstimme einen «Zusatz zur Staatsverfassung 
des Kantons Bern hinsichtlich des jurassischen 
Landesteils» an, die ein mehrgliedriges Ver-
fahren für dieses Vorhaben regelte. 

Die Volksabstimmung fand am 1.  März 
1970 statt. Die Vorlage wurde mit 90 000 Ja 
gegen 14 000 Nein gutgeheissen, und zwar 
in allen Amtsbezirken des Kantons Bern, im 
Jura sogar im Verhältnis von 10:1.

Damit öffnete die Bevölkerung des Kantons 
Bern den Jurassiern den Weg zur Selbstbe-
stimmung über ihre territoriale Zugehörigkeit. 
Das deutliche Ja der Stimmbürger – und zuvor 
des Parlamentes – zeugt von deren Grosszü-
gigkeit und demokratischer Gesinnung. 

2. Volksabstimmung im jurassischen  
Kantonsteil

Am 23. Juni 1974 fand die Abstimmung in 
den jurassischen Bezirken statt. Die Abstim-
mungsfrage lautete kurz und bündig: «Wollt 
ihr einen neuen Kanton bilden?» 

Das Ergebnis fiel insgesamt knapp aus, 
aber bei einer Stimmbeteiligung von 90% 
siegten mit 36 802  Ja gegen 34 057  Nein 
die Separatisten. Von den sieben Amtsbezir-
ken entschieden sich drei mit deutlich über-
wiegendem Mehr für eine Trennung: Delé-
mont, Franches Montagnes und Porrentruy. 
Drei Bezirke stimmten dagegen: Courtelary 
und La Neuveville mit klarer Mehrheit, 
Moutier verhältnismässig knapp (7069 Ja, 
9330 Nein). Ein Nein war auch das Ergeb-
nis im deutschsprachigen Laufental. Jeder 

Bezirk hatte im gleichen Sinne gestimmt 
wie 1959. 

3. Volksabstimmung im Südjura

Der nächste Schritt war die Bestätigung 
der ablehnenden Bezirke, dass sie im Kan-
ton Bern bleiben wollten. Das entsprechende 
Volksbegehren wurde im Südjura von mehr 
als der Hälfte der Bürger unterzeichnet (statt 
der geforderten 20%). 

So kam es am 16. März 1975 zur Abstim-
mung über die Frage «Wollt ihr beim Kanton 
Bern verbleiben?». Bei noch etwas höherer 
Stimmbeteiligung als im Juni 1974 ergab sich 
dasselbe Bild wie auch bereits 1959: Die Be-
zirke Courtelary und La Neuveville stimm-
ten mit deutlicher Mehrheit für das Verblei-
ben beim Kanton Bern, Moutier eher knapp.

4. Volksabstimmungen in den Grenz
gemeinden

Im September  1975 konnten dann noch 
13 Gemeinden an der neuen Kantonsgrenze 
über ihre Kantonszugehörigkeit entschei-
den. Moutier (recht knapp), Grandval, Per-
refitte, Rebévelier und das deutschsprachige 
Schelten – lauter Gemeinden mit mehrheit-
lich protestantischer Bevölkerung – blieben 
bei Bern, Les Genevez, Lajoux, Châtillon, 
Courrendlin, Rossemaison, Courchapoix, 
Corban und Mervelier (alle mit einer Mehr-
heit von katholischen Einwohnern) schlos-
sen sich dem Kanton Jura an.

5. Eidgenössische Volksabstimmung

Die Änderung im Bestand der Kantone be-
dingt im Schweizerischen Bundesstaat eine 
Änderung der Verfassung. Die Aufnahme 
des neuen Kantons musste daher von Volk 
und Ständen genehmigt werden, damit die 
Aufzählung der Kantone in Art. 1 der Bun-
desverfassung um den Jura ergänzt wer-
den konnte. Die eidgenössische Volksab-
stimmung fand am 24.  September 1978 
statt. Für die Schweizer Bevölkerung war es 
selbstverständlich, dass sie die demokrati-
sche Bereinigung des Jura-Problems durch 
die Beteiligten respektierte: Mit einem über-
wältigenden Mehr von 1 300 000 Ja gegen 
280 000  Nein und der Zustimmung aller 
Stände wurde der neue Kanton in der Eid-
genossenschaft willkommen geheissen. 

6. Einige ungelöste Fragen

Trotz des sorgfältig ausgearbeiteten Verfah-
rens blieben noch einige Probleme offen. Der 
Berner Verfassungszusatz von 1970 erlaubte 
keine weiteren Gebietsverschiebungen mehr. 
Damit blieb die Kantonszugehörigkeit einzel-
ner Gebiete unbefriedigend, was erst viel spä-
ter gemäss den Wünschen der Bevölkerung 
geregelt werden konnte.

Das Laufental, das zwar mehrheitlich ka-
tholisch, aber deutschsprachig ist, stimmte 
zunächst in der Volksabstimmung vom 
14. September 1975 für das Verbleiben beim 
Kanton Bern. Da der Bezirk Laufen durch 
die Gründung des Kantons Jura vom Berner 
Kantonsgebiet territorial getrennt wurde, 
liess der Berner Verfassungszusatz von 1970 
dem Laufental die Möglichkeit offen, sich 
später einem dritten Kanton anzuschliessen. 

In einem langwierigen Verfahren entschieden 
sich die Laufentaler für den Kanton Basel-
Landschaft, dem sie 1994 beitraten.

Die kleine Gemeinde Vellerat mit ihren 
rund 70 Einwohnern lag im Bezirk Mou-
tier und konnte deshalb 1975 nicht über ihre 
Kantonszugehörigkeit bestimmen. Die Be-
völkerung kämpfte seit damals für den An-
schluss an den Kanton Jura. Erst nach jahre-
langen Verhandlungen war der Kanton Bern 
bereit, einer weiteren Gebietsabtretung zu-
zustimmen. In der eidgenössischen Volks-
abstimmung vom 10.  März 1996 wurde 
der Beitritt Vellerats zum Kanton Jura mit 
grossem Volksmehr und allen Stimmen der 
Stände genehmigt.

Seit der Totalrevision der Bundesverfassung 
von 1999 ist übrigens bei einem Kantonswech-
sel einzelner Gemeinden oder Kantonsteile 
keine eidgenössische Volksabstimmung mehr 
vorgesehen, sondern dies kann von den betrof-
fenen Gemeinden und Kantonen selbständig 
geregelt werden. (BV Artikel 53)

Die deutschsprachige Gemeinde Ederswi-
ler hatte sich 1974 gegen die Schaffung des 
Kantons Jura ausgesprochen. Auf Grund sei-
ner geografischen Lage kam Ederswiler je-
doch zwangsläufig zum Kanton Jura. Als 
das Laufental zum Kanton Basel-Landschaft 
übertrat, hatte Ederswiler keine gemeinsame 
Grenzen mehr mit Berner Gemeinden. Die 
Rückkehr von Ederswiler zum Kanton Bern 
steht deshalb nicht mehr zur Diskussion.

Trotz der vorbildlichen demokratischen 
Vorgehensweise gibt es auch heute noch ei-
nige Unzufriedene im Kanton Jura und im 
Berner Jura, die auf der «Einheit des gesamten 
jurassischen Volkes» bestehen. Nach echter 
Schweizerart bleiben auch sie nicht ungehört: 
1994 wurde die Interjurassische Versammlung 
(Assemblée interjurassienne) – eine von der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft bestellte 
Kommission mit allen interessierten Kreisen 
– gebildet. Seit 2004 bereitet sie eine neue Ab-
stimmungsserie vor, in der noch einmal alle 
Jurassier beider Kantone entscheiden können, 
ob sie sich zu einem gemeinsamen Kanton 
Jura zusammenschliessen wollen.

Es wäre allen Völkern und Volksgruppen 
zu gönnen, dass die Politiker und Bürger in 
ihren Staaten sich die Zeit nähmen, sich in 
die Entstehungsgeschichte des Kantons Jura 
zu vertiefen. Was hier möglich war, ist über-
all auf der Welt möglich. Der Separations-
wille darf jedoch nicht aus ausländischen 
Geheimdienstbüros aufgepfropft werden, 
sondern muss von unten, aus der Bevölke-
rung kommen. Die Bürger werden es ihrem 
Staat danken, wenn sie über ihre Staatszuge-
hörigkeit selbst entscheiden können: Denn 
demokratische Selbstbestimmung trägt zur 
Zufriedenheit der Menschen bei und öffnet 
ihnen den Weg, aktive Staatsbürger zu wer-
den, die ihre Gemeinden und ihren National-
staat konstruktiv mittragen.	 •
Quellen: Kanton Jura, Wikipedia, www.de.wikipedia.
org/wiki/Kanton_Jura
Geschichte des Kantons Bern seit 1798. Herausgege-
ben vom Historischen Verein des Kantons Bern. Di-
gitale Ausgabe 07/1998, www.digibern.ch/GKB1789/
index3t4.html
Homepage der Groupe Bélier, www.groupebelier.ch
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Korrigendum

zf. In der Tabelle über Volksbegehren 
und Volksentscheide in den deutschen 
Bundesländern (Zeit-Fragen Nr. 40, 
Beilage, Seite A) heisst es zum Bun-
desland Baden-Württemberg in der 
rechten Spalte («Quorum für Volks-
entscheid»): «1/3 der Stimmberechtig-
ten muss abstimmen; einfache Mehr-
heit der Stimmen entscheidet. Bei 
Verfassungsänderungen entscheidet 
eine Mehrheit von 50% der Stimmbe-
rechtigten.» 

Richtig muss es heissen: «Einfache 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen, 
mindestens 1/3 der Stimmberechtig-
ten, muss zustimmen. Bei einer Verfas-
sungsänderung muss die Mehrheit der 
Stimmberechtigten zustimmen.»
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